
Bundeshaushalt  2025:  Lindner
kürzt – Jugend am Limit
Von Yorick F., Juli 2024

Die  Ampelregierung  hat  den  Entwurf  für  den  Bundeshaushalt  2025
bekanntgegeben.  Was  erstmal  langweilig  klingt,  ist  für  große  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und insbesondere  der  Jugend potentiell  in  mehrerer
Hinsicht existenzbedrohend. Nach der 2022 in Reaktion auf die Eskalation im
Ukraine-Krieg  von  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  ausgesprochenen
„Zeitenwende“, gefolgt von 100 Milliarden Bundeswehrsondervermögen und
einer anhaltenden Militarisierung in der BRD, spricht nun Finanzminister
und  FDP-Vorsitzender  Christian  Lindner  von  einem  „Einstieg  in  eine
Wirtschaftswende“.  Konkret  bedeutet  das  eine  weitere  Neoliberalisierung
und somit Angriffe auf uns als Jugend und Arbeiter:innenklasse sowie eine
Umverteilung von unten nach oben.

Doch was heißt das?
Nach langer Debatte hat das Kabinett der Ampelregierung ihren vorläufigen
Haushaltsplan für  das Jahr 2025 verabschiedet.  Erst  vorläufig,  da dieser
aufgrund  eines  Verschuldungstricks  (man  möchte  durch  Zahlungen  im
Schienen-  und  Straßenverkehr  nur  in  Darlehen  zahlen  und  somit  die
„Schuldenbremse“ einhalten) noch juristisch geprüft werden muss. Das, was
die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ da beschlossen hat, trägt deutlich
den  Stempel  der  FDP,  wird  aber  ohne  Wenn  und  Aber  von  den
Koalitionsparteien mitgetragen. Der Entwurf wird v. a. von Christian Lindner
als Fortschritt verkauft, ist jedoch vor allem eine de facto Steuersenkung für
Spitzenverdiener:innen. Das passiert durch eine Neuabstufung und staatliche
Investitionen  in  Innovationen,  also  in  anderen  Worten  Geld  für
Kapitalist:innen, damit diese im Interesse des „Standort Deutschland“ Profite
erwirtschaften können.
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Das  hierfür  notwendige  Geld  soll  u.a.  durch
Einsparungen im Bürgergeld kommen: in Höhe von 4,7
Milliarden.
Hierbei  können  Lindner  und  Co.  aber  nicht  einfach  den  Mindestbeitrag
kürzen.  Denn  schon  2019  hat  das  Bundesverfassungsgericht  eine  solche
Maßnahme  als  verfassungswidrig  erklärt,  da  diese  damit  unter  dem
Existenzminimum liegen würde.  Somit  greift  die  Regierung zu  stärkeren
Sanktionen und Maßgaben, um die Kürzungen zu verwirklichen. Etwa bei der
Annahme von vom Arbeitsamt angebotenen Jobs. Hier soll ein Arbeitsweg
von bis zu 3 Stunden als zumutbar erklärt werden. Das würde 3 Stunden
Fahrzeit  für  8  Stunden (zumeist  nicht  wirklich  existenzsichernde)  Arbeit
bedeuten. Bei den verbliebenen Stunden eines Tages dann neben Haushalt
und  ausreichend  Schlaf  noch  irgendwelche  Freizeit  in  den  Alltag  zu
integrieren, scheint schwer möglich. Bei Nichtannahme solcher Jobs würde
eine Kürzung bis Streichung des Bürgergeldes drohen. Auch das Verpassen
oder  Zuspätkommen  von  Amtsterminen  im  Zusammenhang  mit  dem
Bürgergeld  soll  schärfer  bestraft  werden.  Für  einen  versäumten  Termin
sollen 30 % der  Leistungen gestrichen werden können,  und das  für  die
nächsten 3 Monate.

Diese  Maßnahmen  werden  die  immerhin  15–20  %  der  Jugendlichen
Bürgergeldempfänger:innen  besonders  hart  treffen.  Nicht  nur  ist  das
Pendeln von langen Strecken ohne eigenes Auto und in einem unzureichend
ausgebauten  Regionalverkehrsnetzwerk  schwer,  es  wird  für  Jugendliche
damit auch immer härter,  selbstständig aus potentiell  unterdrückerischen
Familienverhältnissen zu fliehen. Dies ist ohnehin u. a. meist eine finanzielle
Frage. Durch steigende Mieten im Zusammenhang mit einer erschwerten
Antragstellung  und  geringerer  Auszahlung  des  Wohngeldes  wird  ein
selbstständiger  Auszug  für  viele  Jugendliche  zu  einem  Ding  der
Unmöglichkeit. Was auch einige Statistiken zeigen: Jugendliche wohnen im
Durchschnitt immer länger bei ihren Eltern (z. B.: Mikrozensus 2022 vom
Statistischen Bundesamt).

Doch nicht nur beim Bürgergeld werden Milliardensummen gespart, auch in
der Bildung kürzt die „Fortschrittskoalition“ kräftig weg. Bei den Schulen



sollen etwa 1,8 Milliarden eingespart werden, obwohl wir uns schon jetzt
lange  in  einer  Bildungskrise  befinden.  Was  u.  a.  auf  eine  chronische
Unterfinanzierung  der  Schulen  seit  Jahrzehnten  zurückzuführen  ist.  Ein
Umstand, der immer wieder zu Protesten führt, wie zuletzt bei „Schule muss
anders“ oder den Lehrer:innenstreiks in Berlin zum TV Gesundheitsschutz
und TV-L. Auch beim Bafög, was für viele Student:innen ohne großartige
familiäre  Unterstützungsmöglichkeiten  die  einzige  Chance  ist,  sich  ein
Studium leisten zu können,  sollen 700 Millionen gestrichen werden.  Das
Ganze passiert u. a. durch eine weitere Verschärfung der Antragsstellung.
Dabei fällt dieses schon spätestens seit der Inflation zu gering aus und viele
Studierende gehen trotz  Bafögbezugs bereits  heute schon einem Minijob
nach, wo sie idR für Mindestlohn buckeln dürfen.

Gleichzeitig wird das Budget dort erhöht, wo die Ampel Jugendliche wohl
lieber haben würde als an den Universitäten: bei der Bundeswehr. Zwar liegt
die  Erhöhung  um  1,2  Milliarden  (auf  53  Milliarden)  unter  dem,  was
Kriegsminister Pistorius im Vorfeld gefordert hatte,  doch decken die 100
Milliarden Sondervermögen aus 2022 aktuell immer noch einen Großteil der
Bundeswehrausgaben, auch wenn diese bereits verplant sind. Dies soll sich
in den nächsten Jahren aber ändern: bis 2028 (also in der Zeit der nächsten
Regierung nach der Ampel) soll sich der Wehretat auf 80 Milliarden (pro
Jahr!!) erhöhen. Hierbei spricht man auch relativ offen von einer potentiellen
Kriegsvorbereitung  aufgrund  der  aktuellen  Weltlage.  Begleitet  wird  das
Ganze von Instagram-Posts, in denen Pistorius, Scholz, Lindner und Co. in
Uniform am Steuer von Kampfjets und Panzern posieren.

Doch warum das?
Dass  die  Bundesregierung  nicht  etwa  5,5  Millionen  Menschen  (plus
eventuelle Kinder etc.) in eine potentiell existenzgefährdende Lage bringen
oder die Schulen kaputtsparen müsste, wenn sie das „fehlende“ Geld einfach
aus den Taschen der Reichen nehmen würde, ist ihr nicht nur egal, es erfüllt
für sie vor allem eine wichtige Funktion. Nicht nur als Sparpolitik, sondern
auch als Mittel zur Durchsetzung dieser.

Für das Funktionieren des Kapitalismus, vor allem in Krisenzeiten, ist es



unabdingbar,  dass  es  den  Ärmsten  bzw.  den  Arbeitslosen  besonders
beschissen  geht.  Auf  der  einen  Seite,  damit  diese  aufgrund  ihrer
Verzweiflung als möglichst billige Arbeitskräfte bereitstehen und gleichzeitig
als sog. Reservearmee Druck auf die Lohnabhängigen mit Job ausüben. Da
durch Angst vor Kündigungen und dem somit möglichen Abrutschen in die
Arbeitslosigkeit  die  Gefahr  von  Streiks  und  Klassenkämpfen  für  die
herrschende  Klasse  gemindert  wird  und  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Arbeiter:innen sich verschärft. Das wird dann nochmal befeuert
durch  den  „Diskurs“  rund  um  Bürgergeldempfänger:innen,  welcher  zur
Spaltung innerhalb der Arbeiter:innenklasse führt und somit eine wichtige
ideologische Funktion erfüllt. Oft ist diese Hetze dann gleich noch gespickt
mit  rassistischen  Zusätzen,  einem  weiteren  spaltenden  Element.  Die
Bürgergeldempfänger:innen dienen hier also als Sündenbock, um die Kritik
an der Ampel zumindest etwas abzufedern. Immerhin, so scheint es für viele,
geht  es  jetzt  mal  den  „Nutznießern“  an  den  Kragen.  Doch  die  echten
Nutznießer in unserem System sind die Kapitalist:innen, die dank Lindner &
Co.  nun  noch  bessere  Bedingungen  für  ihre  Ausbeutungsmaschinerie
vorfinden.

Rechtsruck
Dieser unverhohlene Klassenkampf von oben ist nicht nur ein Ausdruck des
weltweiten Rechtsrucks, sondern wird in Bezug auf die AfD aller Voraussicht
nach  auch  ein  weiterer  Motor  dessen  sein.  Mehr  als  zurecht  sind  viele
Personen  in  der  Arbeiter:innenklasse  unzufrieden  und  wütend  über  ihre
Lage. Der neue Ampel-Haushaltsentwurf liefert einen weiteren Grund dazu.
Insbesondere die Jugend sieht zurecht keine Perspektive für sich und ihre
Zukunft.

Es  fehlt  eine  wahrnehmbare,  echte  linke  Alternative  zur  herrschenden
Politik, die für unzufriedene Jugendliche und Arbeiter:innen als Anlaufstelle
und  Ventil  fungieren  könnte.  Weswegen  wir  im  Hinblick  auf  die
Landtagswahlen  in  u.  a.  Sachsen  wahrscheinlich  das  Resultat  dessen,
nämlich eine Machtverschiebung unter den bürgerlichen Parteien zugunsten
der AfD, erleben werden.



Dagegen!
Das einzig dagegen wirklich wirkungsvolle Mittel ist in Bezug auf die Jugend
eine linke revolutionäre Jugendbewegung, die für eine echte Alternative zur
Ampel-Sparpolitik kämpft!

Dafür  brauchen wir  als  Jugend vor  allem die  politische Aktivität  an den
Orten, an denen wir uns tagtäglich bewegen und zwangsläufig mit anderen
Jugendlichen in Berührung kommen: unseren Unis, Ausbildungsplätzen und
vor allem unseren Schulen. Hier erleben wir auch direkt die Auswüchse des
Rechtsrucks  durch  rassistische,  queerfeindliche  und  sexistische
Diskriminierung  und  Unterdrückung.  Aber  auch  die  Auswirkungen  der
Ampelpolitik  in  Form von schlecht  ausgebautem ÖPNV, unterfinanzierten
Schulen,  überarbeiteten  Lehrkräften  und  statistisch  etwa  4,44
Mitschüler:innen pro Klasse (bei einer Klassengröße von 30), die unter der
Armutsgrenze leben.

Hier gilt es einzugreifen! Wir müssen aktiv werden gegen Abschiebungen,
Rechtsruck,  Ampelpolitik  und  Kapitalismus.  Dafür  müssen  wir  uns  in
Schulgruppen  zusammenfinden,  um  gegen  die  Probleme  vor  Ort
anzukämpfen und Kampforgane für Streiks zu schaffen. Diese müssen wir
nutzen, um eine kräftige Streikbewegung auf die Beine zu stellen, um ihren
Kürzungen,  Kriegsgelüsten  und  ihrer  Profitgier  nicht  nur  etwas
entgegenzusetzen, sondern letztendlich den Schritt zu gehen, ihre Ordnung
zu überwinden, den Kapitalismus zu stürzen!

Wir  fordern  deshalb  al le  l inken  Jugendorganisat ionen  und
Gewerkschaftsjugenden auf, sich dem Aufbau einer solchen Jugendbewegung
anzuschließen und ihre volle Mitgliedschaft zu aktivieren, um an den Orten,
wo  sie  sich  tagtäglich  aufhalten,  zu  mobilisieren!  Mit  unserer  geballten
Kampfkraft können wir uns gegen ihre Angriffe wehren!

Eine solche Jugendbewegung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Klar ist,
wenn wir  wirklich  für  eine  bessere  Zukunft  einstehen wollen,  muss  das
System  überwunden  werden,  das  uns  heute  noch  ausbeutet  und
diskriminiert: der Kapitalismus. Diesem setzen wir den Sozialismus entgegen.



Um diesen erkämpfen zu können, braucht es aber auch Kampforganisationen
der Jugend und Arbeiter:innenklasse,  also eine neue Jugendinternationale
und eine neue kommunistische Partei (organisiert in einer Internationalen)
und auch ein entsprechendes revolutionäres Programm.

Wir fordern:

Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung -Finanziert durch die Besteuerung
der Reichen!
AfD  zerschlagen  statt  verbieten:  Für  eine  Einheitsfront  aus
Schulstreiks,  Massenaktionen  und  politischen  Streiks  gegen  AfD,
Abschiebungen und Sparpakete statt Brandmauern mit der CDU!
Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des
Straßennetzes! Kostenloser ÖPNV für alle!

Neben  mir  sitzt  ein  Nazi,  was
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soll ich tun?
von Brokkoli Bittner, Juni 2024

Europa hat gewählt und Europa hat mehrheitlich rechts gewählt. Diesmal
durfte  in  Deutschland sogar  ab 16 gewählt  werden.  Das  ist  erstmal  ein
Erfolg.  Doch  hat  die  Wahl  ebenso  gezeigt,  dass  Jugendliche  nicht
automatisch für  eine freiere und sozialere Welt  einstehen.  Im Gegenteil:
Auch ein Großteil  der Jugend hat Rechts gewählt.  Unter den 16- bis 24-
Jährigen hat die AfD 11 Prozent dazu gewonnen und die CDU 5 Prozent.
Diese sind damit stärkste Kräfte unter Jugendlichen. Dass die Grünen für
ihren  Verrat  an  der  Klimabewegung  mit  einem  Verlust  von  23  Prozent
abgestraft  wurden,  ist  angesichts  dieser  Rechtsentwicklung  nur  ein
schwacher Trost. Auch die Linke, zu deren kritischer Wahlunterstützung wir
aufgerufen haben, hat 2 Prozent unter Jugendlichen verloren. Doch diese
Wahlergebnisse überraschen uns nicht, denn gerade für migrantisierte und
queere Jugendliche war schon vor der Wahl klar: Die Jugend ist auch vom
Rechtsruck betroffen und das merken wir auch täglich. Es sind nicht nur
Lehrer:innen, die sich über migrantische Mitschüler:innen lustig machen. Es
ist nicht allein das rassistische Bildungssystem, welches unsere Mitschülis
migrantisiert  und ihnen das  Leben zur  Hölle  macht.  Es  sind  eben auch
unsere Mitschülis, die Hakenkreuze in Tische ritzten, „Ausländer raus“ auf
Insta-Posten  oder  trans  Personen  gewaltvoll  angreifen.  Der  Rechtsruck
macht vor unseren Schulen und eben auch vor unseren Mitschülis keinen
Halt. Und auch hier muss unser Kampf ansetzen. Doch wie schaffen wir das?
Wie können wir  verhindern,  dass wir  jeden Tag aufs  Neue Hakenkreuze
übermalen müssen, weil unsere Mitschülis endlich mal verstanden haben,
dass es scheiße ist?

Was die Schule mit dem Rechtruck zutun hat
Zuerst  ist  es  wichtig  zu  verstehen,  dass,  anders  als  wir  es  beigebracht
bekommen,  politische  Einstellungen im Jugendalter  nicht  einfach  Phasen
sind, die zur Entwicklung dazu gehören. Jugendliche sind in der Lage, sich
selbst Positionen zu bilden. So ist unser Nazimitschüler auch nicht in einer
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Phase, die er durchleben muss, sondern er ist einfach überzeugt von einer
menschenfeindlichen Ideologie. Das ist wichtig zu verstehen, denn wenn wir
sagen, es sei eine Phase, nehmen wir das Problem von Rechten in der Schule
einfach  nicht  ernst.  Andererseits  sprechen  wir  Jugendlichen  damit  auch
wieder einmal  ab,  eigene Entscheidungen treffen zu können.  Doch diese
eigenen  Entscheidungen  können  eben  auch  scheiße,  falsch  und  sogar
rassistisch  sein.

Wenn  Teile  deiner  Klasse  zu  Klassenfeinden  werden,  kommt  damit  eine
extreme  Wut  in  uns  auf.  Man  glaubt  vielleicht,  dass  ein  paar  Schellen
ausreichen, damit sie die Scheiße nicht wieder sagen. Aber jede:n Rechte:n
zu verhauen in einer Gesellschaft, die nach rechts rückt, ist leider nicht so
einfach.  Hinzu  kommt  noch,  dass  sich  rechte  Ideologien  nicht  aus  den
Menschen herausprügeln lassen. Wir müssen uns deshalb mit den Ursachen
des Rechtsrucks beschäftigen, als denen eine zu drücken, die diese Ideologie
reproduzieren. Ein Grund dafür, dass sie es so leicht haben, ist, dass unsere
rechten Mitschüler:innen von der Schule gar nicht so ungewollt sind, wie sie
es tut. Natürlich tut die Schulleitung ganz schockiert, wenn jemand auf dem
Schulhof  den  Hitlergruß  zeigt.  Von  systematischem Rassismus  oder  gar
faschistischen Strukturen hat man aber nie etwas mitbekommen. Und wenn
in unseren Schulen Podiumsdiskussionen mit der AfD stattfinden, dann ist es
für die Schulleitung klar, dass diese Meinung auch einen Platz bekommen
muss.  Es  sind  ihre  Vorurteile  gegenüber  migrantisierten  Menschen,  die
unsere  Mitschülis  nachlabern.  Es  ist  ihre  soziale  Selektion,  die  unsere
Mitschülis  für  biologisch  gegeben  halten.  Es  ist  ihr  heterosexueller
Sexualkundeunterricht, den unsere Mitschülis für natürlich halten. Es ist ihr
struktureller  Rassismus,  den unsere Mitschülis  reproduzieren.  Ein Kampf
dem  Nazi-Sitznachbarn  muss  also  auch  ein  Kampf  dem  kapitalistischen
System sein, das den Rassismus braucht, um zu existieren.

Krise & Rechtsruck Hand in Hand
Es ist  nämlich genau die Krise dieses Systems,  die dazu führt,  dass die
Rechten  aktuell  so  stark  sind.  Sie  erstarken  genau  dann,  wenn  der
Lebensstandard  vieler  Leute  durch  Inflation  und  soziale  Kürzungen



schlechter wird, es keinen entschlossenen Kampf dagegen von links gibt und
sich die Rechten als einzige Alternative dagegen präsentieren können. Die
Bundesregierung  versucht  genau  diesen  Zusammenhang  zwischen  der
Stärkung der AfD und ihrer Politik zu verschleiern und den Rechtsruck als
Bildungsproblem darzustellen. Doch die AfD hat unter Jugendlichen nicht
allein gewonnen, weil sie sich einen TikTok-Account angelegt hat. Sondern
weil sie so tut, als hätte sie Lösungen für unsere Probleme. Schuld daran,
dass  du  keinen  Ausbildungsplatz  bekommst,  sei  nicht  die  kapitalistische
Krise,  sondern eben „die  Ausländer“.  Es  ist  also  kein  Wunder,  dass  die
Rechten  gerade  unter  Jugendlichen,  die  nochmal  mehr  von  der  Krise
betroffen sind, weil diese auf ihre Kosten ausgetragen wird, gewinnen.

Um die Rechten also zu stoppen, muss es ein Stoppen der Kürzungspolitik
geben –  die  Kürzungspolitik  der  Ampel,  die  Schulen  unterfinanziert  und
Jugendclubs dicht macht. Vielmehr sollten nicht wir für ihre Krise zahlen,
sondern die Reichen! Dann werden auch weniger von uns den Rechten in die
Arme getrieben. Klar ist also: Ein Kampf gegen Rechts ist auch ein Kampf für
Masseninvestitionen  statt  für  Kürzungen  im  sozialen  Bereich  und  der
Bildung.  Doch  wie  schaffen  wir  das?

Organisieren  an  der  Schule  gegen
Rechtsruck und Krise!
Um gegen die  Kürzungspolitik  zu  kämpfen,  müssen wir  uns  an  unseren
Schulen zusammentun. Dafür braucht es gemeinsame Aktionen. Anlass dafür
können zum Beispiel die entlassenen Sozialarbeiter:innen sein, die kaputte
Turnhalle  oder  das  teure  Mensaessen.  Es  können  aber  die  Hakenkreuz-
Schmierereien sein. Diese könnte man dann also, anstatt alleine zu crossen,
mit seinen Freund:innen überstickern, mit Stickern der Jugendorganisation
deines  Vertrauens.  Geht  wahrscheinlich dann sogar  schneller  und macht
vielleicht sogar Spaß. Nach so einer Aktion kann man dann ein gemeinsames
Treffen machen, wo man darüber redet, wie man in Zukunft damit umgeht
und wie man den Rechtsruck bekämpft. Dazu kann auch gehören, gemeinsam
zu großen Antifa-Aktionen zu fahren, wie zu den Blockadeaktionen gegen den



AfD-Bundesparteitag in Essen. Dort können wir gemeinsam aufzeigen, dass
es mehr braucht als „Nazis raus“, bzw. dass unserer „Nazis raus“ auch einen
gemeinsamen  Kampf  mit  Gewerkschaften  und  linken  Parteien  gegen
Kürzungen  und  für  Masseninvestitionen  in  Bildung  bedeutet.

Der Rechtsruck kann nur durch eine Massenbewegung gestoppt werden, die
sich nicht nur einmal im Jahr in Essen trifft, sondern in Schule, Uni und
Betrieb verankert ist. Unsere Organisierung an der Schule ist deshalb ein
wichtiger Schritt, um eine solche Bewegung aufzubauen. Denn das ist der
Ort, wo wir täglich die Krise spüren, also müssen wir uns auch dort gegen
diese organisieren. Eine soziale Forderung, die wir an Schulen erkämpfen
können, ist zum Beispiel, dass die Schülis und Lehrkräfte über das Mensa-
Essen und den Preis entscheiden können. Ebenso aber auch die Kontrolle
über  die  Lehrpläne,  die  aktuell  noch  Rassismus  und  Queerfeindlichkeit
reproduzieren  und  Kritik  am  Kapitalismus  maximal  in  die  Politik-AG
verbannen. Wenn wir uns außerdem zusammentun, müssen wir auch weniger
Angst vor rechten Mitschülis, Lehrer:innen oder Stress mit der Schulleitung
haben. Einmal, weil man keine 30 Leute von der Schule werfen kann, aber
auch weil  wir  uns zusammen uns bei  Angriffen von Rechten verteidigen
können.

Denn es ist der traurige Alltag, dass Unterdrückte angegriffen werden. Angst
auf dem Nachhauseweg vor Angriffen von seinen eignen Mitschülis zu haben,
ist  längst Realität  geworden. In den meisten Fällen haben wir nicht mal
irgendwas zum Selbstschutz dabei, weil das in unseren Schulen als Waffen
gilt und somit verboten ist. Klar ist auch, dass, wenn wir angegriffen werden,
das Rufen der Bullen kaum etwas bringen wird. Denn die Bullen sind die, die
doch  selbst  jeden  Tag  migrantisierten  Menschen  das  Leben  zur  Hölle
machen. Ausrechnet sie werden wohl kaum wen anderes davon abhalten. Wir
brauchen also Strukturen, die nicht Teil dieses rassistischen Staates sind, der
tagtäglich neu die Saat für den aktuellen Rechtsruck pflanzt. Wir müssen
selbst  eigene  Strukturen  an  unseren  Schulen  aufbauen.  Die  Strukturen
müssen die  Schülis  befähigen,  sich selbst  gegen Angriffe  zu verteidigen,
wenn Rennen nichts mehr bringt. Diese Strukturen müssen aber auch, wenn
es zu Angriffen kommt,  die  Opfer  unterstützen,  und das heißt  auch,  als



Gruppe organisiert Angriffe abzuwehren.

Wir  finden  es  gut,  wenn  solidarische  Lehrkräfte  Räume  zur  Verfügung
stellen, aber wir sollten nicht davon ausgehen, dass das passiert. Genauso,
wie  Orte  und  Strukturen  zur  Abwehr  von  Angriffen  aufgebaut  werden
müssen, braucht es auch Strukturen, die diskriminierende Vorfälle sammeln
und Maßnahmen dagegen beschließen können. Diese Stelle muss von den
Schülis demokratisch gewählt, aber unabhängig von der Schule organisiert
werden.  Diese Informationen sollen nicht für die Schulleitung gesammelt
werden, sondern die Schülis selbst sollen entscheiden können, wie sie damit
umgehen wollen. Wie genau eine solche Antidiskriminierungsstelle aussehen
und wie man sie erkämpfen kann, erfahrt ihr in unserem Artikel dazu auf
unserer Homepage.

Lasst uns diesen Schock nach der Wahl für mehr nutzen als 2 Insta-
Storys. Die Rechten bekämpfen wir nicht im Netz sondern auf der
Straße, in der Schule, Uni und im Betrieb!

EU-Wahl 2024: Wählt links, aber
organisiert  den  Kampf  für  ein
sozialistisches Europa!
Gemeinsame internationale Resolution von REVOLUTION, Juni 2024

Auch wenn es für die meisten von uns kaum im Alltag präsent ist: Die vielen
Wahlplakate erinnern uns daran, dass alle fünf Jahre mal wieder ein neues
EU-Parlament  gewählt  werden  muss.  Dieses  Jahr  dürfen  auch  wir
Jugendliche über 16 ran, aber die Zeichen stehen auf Rechtsruck. Laut den
aktuellen  Prognosen  werden  die  größten  Stimmengewinne  in  fast  allen
Ländern an rechtspopulistische Parteien gehen. Gleichzeitig hat die EU auch
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ohne rechtspopulistische Mehrheit erst kürzlich durch die sogenannte GEAS-
Reform  das  Asylrecht  für  Einzelpersonen  faktisch  abgeschafft,
Abschiebungen  erleichtert  und  wochenlange  Inhaftierungen  von
Geflüchteten  legalisiert.  Während jede:r  vierte  Jugendliche  in  der  EU in
Armut  lebt,  nutzt  sie  den  Krieg  in  der  Ukraine,  um  allen  Schein  vom
angeblichen „Friedensprojekt Europa“ endlich in die Tonne zu treten und
fleißig aufzurüsten. Es geht schnell in so einer Situation die Hoffnung zu
verlieren. Warum sollten wir als Kommunist:innen also überhaupt wählen
gehen? Und wo sollten wir unser Kreuzchen machen?

Wahlboykott ist Unsinn!
Zuallererst müssen wir uns klar machen, dass Wahlen nur selten wirklich
Veränderung  bringen  und  ganz  sicher  nicht  den  Kapitalismus  stürzen
können. Die Hoffnung, dass wir den Kommunismus herbeiwählen können,
wird  immer  enttäuscht  werden.  Da  der  bürgerliche  Nationalstaat  als
Organisationsstruktur  entstanden  ist,  um die  Herrschaft  des  Bürgertums
abzusichern, wird sich die herrschende Klasse auch nicht mit ihren eigenen
Mitteln entwaffnen lassen.  Wenn politische Mehrheiten entstehen,  die es
dem  Kapital  zu  brenzlich  werden  lassen,  kann  es  immer  noch  auf
Militärputsche,  faschistische  Mobs  oder  Spardiktate  zurückgreifen,  um
parlamentarisch gewählte unliebsame Akteure oder Reformen in die Knie zu
zwingen. Unser Verhältnis zu bürgerlichen Wahlen ist deshalb ein taktisches.

Im Falle des EU-Parlamentes ist die Situation noch absurder, da dieses im
politischen System der EU nur eine sehr begrenzte Macht hat. So ist es nicht
mit  einem normalen gesetzgebenden Parlament wie dem Bundestag oder
dem Nationalrat zu verwechseln, da es weder eigene Gesetze initiieren kann
noch die EU-Kommission direkt wählt. Doch auch wenn das EU Parlament
keine  wirkliche  Macht  hat,  können  Linke  es  als  Bühne  nutzen,  um auf
Missstände aufmerksam zu machen oder um Korruption und Lobbyarbeit zu
bekämpfen. Ebenso gilt es, den Massen, die Illusionen in dieses Parlament
haben,  aufzuzeigen,  dass  sie  eine  wirkliche  Verbesserung  ihrer
Lebenssituation schon selbst erkämpfen müssen. Wir nutzen das Parlament
als eine historische Errungenschaft für uns und zeigen gleichzeitig durch den



praktischen  Kampf  auf,  dass  die  Möglichkeiten  zu  parlamentarischen
Reformen, die die herrschende Klasse einschränken, sehr gering sind. Es
bleibt unsere Aufgabe praktisch zu zeigen, wo die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie  liegen  und  dass  nur  eine  sozialistische  Revolution  der
Arbeiter:innen in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und seinen Krisen
ein Ende zu setzen. Deshalb nutzt die politisierte Stimmung rund um die EU-
Wahl  in  euren  Schulen,  die  Podiumsdiskussionen,  Jugendwahlen,
Politikstunden etc.  aber  auch  eure  Wahlstimme,  um die  Illusionen  einer
„Friedens-EU“ zu zerstören und den Kampf gegen Asylrechtsverschärfungen,
Rechtspopulismus, Umweltverschmutzung, Massenarmut und Militarisierung
zu organisieren.

Die  EU  wird  von  der  eigenständigen
imperialistischen  Macht  zur  Juniorpartnerin
der USA!
Die EU ist mit dem Versprechen angetreten, das vom Weltkrieg zerrüttete
Europa friedlich und sozial  zu vereinigen und genoss deshalb lange eine
große Popularität in weiten Teilen Europas. Doch davon ist angesichts von
Krieg,  Spardiktaten,  Brexit,  Rassismus,  Umweltzerstörung  und  Inflation
kaum  noch  was  übriggeblieben.  Uns  überrascht  dies  nicht,  denn  eine
Einigung  Europas  ist  auf  kapitalistischer  Grundlage  unmöglich.  Als
Marxist:innen ist uns klar, dass eine politische Einigung Europas nicht ohne
ökonomische Grundlage erfolgen kann. Doch eine gemeinsame ökonomische
Grundlage konnte sich aufgrund der verschärften Konkurrenz zwischen den
einzelnen  Nationalstaaten  angesichts  ihrer  widersprüchlichen  Interessen
nicht  herausbi lden.  Lange  hat  d ie  Idee  e ines  immer  enger
zusammenwachsenden Europas, das sich als eigene imperialistische Macht
neben den USA, Russland, China etabliert, die verschiedenen Staaten der EU
zusammengeschweißt und bei der Stange gehalten. Es fehlt der EU an einem
integrierenden  strategischen  Projekt,  das  die  auseinanderdriftenden
Fliehkräfte  der  Einzelstaaten  zusammenhalten  kann.  Dafür  hat  die  EU-
Kommissionspräsidentin Von der Leyen bei der letzten EU-Wahl einen Green
New Deal versprochen, der mithilfe massiver Subventionen die Kapitale der



führenden EU-Staaten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger machen sollte
(mit „green“ hatte das leider nicht so viel zu tun). Doch der Krieg in der
Ukraine und die Wirtschaftskrise haben diesem Projekt einen Strich durch
die Rechnung gemacht und die Widersprüche zwischen den einzelnen EU-
Staaten verstärkt.

So  sind  die  exportorientierten  Kernstaaten  der  EU  –  Deutschland  und
Frankreich  –  durch  den  Zusammenbruch  der  weltweiten  Lieferketten  im
Zuge der Corona-Pandemie aber auch durch die Sanktionspolitik im Zuge des
Ukraine-Krieges  stark angeschlagen.  Die  relative  Unabhängigkeit  der  EU
gegenüber den USA hat nur so lange funktioniert, wie ihre Produktionsketten
nach China ausgedehnt werden konnten und billige Rohstoffe aus Russland
flossen. Durch die verschärfte Blockbildung und die Sanktionen musste die
EU  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufgeben  und  sich  den  USA  als
„Juniorpartner“ unterordnen. Das von deutschem und französischem Kapital
vorangetriebene  Projekt  einer  eigenständigen  imperialistischen  EU-Macht
wurde  damit  weitestgehend  beerdigt.  Ähnliche  Interessen  in  geringerem
Maße  verfolgt  der  erweiterte  Kern  der  EU  aus  Italien,  Spanien,  den
BeNeLux-Staaten und Österreich. Südeuropa (Griechenland, Malta, Zypern,
Portugal) hat dagegen auf der EU-Bühne kaum was zu sagen. Allen voran das
deutsche  Kapital  hat  seinen  Arsch  aus  der  Wirtschaftskrise  2007/2008
gerettet,  indem  es  die  Kosten  der  Krise  Südeuropa  durch  brutale
Sparprogramme  und  die  Entmachtung  ihrer  gewählten  Regierungen
aufgedrückt  hat.  Südeuropa  wurde  damit  vollständig  und  gewaltvoll
untergeordnet und gefügig gemacht. Bekannt für ihre EU-kritische Haltung
sind vor allem die Staaten Osteuropas wie zB. Polen oder Ungarn. Osteuropa
aber insbesondere das Baltikum versucht seine Stellung in der EU dadurch
auszubauen, dass sie als Partner der USA und enger NATO-Verbündeter ihre
Interessen durchsetzen.

Wenn wir uns die aktuellen Wahlplakate anschauen, wird ganz deutlich: Der
EU, und allen voran den Staaten, die die EU dominieren, fehlt es an einem
integrativen  Projekt,  dass  diese  auseinanderdriftenden  Tendenzen
zusammenhalten  kann.  Die  Folge  dessen  ist  eine  Zersplitterung  im
bürgerlichen Parteienlage, da die verschiedenen nationalen Kapitalfraktionen



nach strategischer Orientierung suchen. Außerdem bedeutet dies, dass die
Mitgliedsstaaten nun verstärkt auf ihre eigene Aufrüstung setzen, um eine
eigenständigere Rolle zu spielen.  Für uns in Deutschland und Österreich
bedeutet das Kürzungswellen in unseren Schulen und Unis, um die massiven
Aufrüstungsprogramme  zu  f inanzieren  und  Debatten  um  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht.

Der Rechtsruck in der EU ist nicht die Ursache
der Krise, sondern ist ein Ausdruck dessen!
In den Sonntagsreden vieler EU-Abgeordnete hören wir, dass sich Europa
gegen die wachsende Macht der Rechtspopulist:innen verteidigen müsse. So
weit  so  richtig.  Allerdings tun diese Reden häufig  so,  als  ob in  der  EU
eigentlich alles tutti  wäre,  nur die Rechtspopulist:innen versuchen in die
paradiesische EU einzudringen und wollen alles kaputt  machen.  Für uns
Jugendliche  ist  die  EU  jedoch  kein  Dreamland,  sondern  bedeutet
Militarisierung,  Rassismus  und  Neoliberalismus.  Außerdem  sind  die
Rechtspopulist:innen  nicht  vom  Himmel  gefallen,  sondern  sie  sind  ein
Produkt ebendieser Krise der EU und der zunehmenden Unzufriedenheit mit
ihr  in  Teilen des  Kapitals  und des  Kleinbürger:innentums.  Wie wir  eben
aufgezeigt haben, hat die Krise der EU ihre Ursache in der kapitalistischen
Krise selbst und nicht im wachsenden Rechtspopulismus. Dieser macht sich
die Krise jedoch zunutze, um die Unzufriedenen und Abgehängten angesichts
eines Mangels an einer linken Alternative hinter sich zu versammeln.

In Österreich haben wir die Situation, dass die rechtsextreme FPÖ in allen
Umfragen auf Platz 1 liegt. Zwar kommen die Stimmen zu großen Teilen von
der  ÖVP,  trotzdem bedeutet  das  weiterhin  eine  rechte  parlamentarische
Mehrheit  und eine Stärkung der organisierten Rechten.  Die AfD erreicht
selbst in der U-16-Wahl in Brandenburg Spitzenwerte von 38 Prozent! Laut
aktuellen  Prognosen  wird  vermutlich  jede  vierte  Stimme  in  Europa  an
rechtspopulistische  Parteien  gehen.  Diese  massiven  Stimmenzuwächse
verteilen sich jedoch auf die „Fraktion der Europäischen Konservativen und
Reformer“  (zu  deren  stärkster  Kraft  die  Partei  von  Ital iens
Ministerpräsidentin Meloni gehört) und „Identität und Demokratie“ (zu der



auch AfD und FPÖ gehören). Wo sich beide Fraktionen in ihrem Rassismus
einig sind, so uneinig sind sie sich in der Positionierung gegenüber dem
Krieg in der Ukraine. Die „Konservativen und Reformer“ scheinen dabei die
meisten  Stimmenzuwächse  zu  erwarten  und  unterscheiden  sich
außenpolitisch  nicht  wesentlich  von  der  herrschenden  EU-Linie.

Doch auch die anderen europäischen Fraktionen sind von einem Rechtsruck
geprägt. So versuchen die Europäische Volkspartei (CDU/CSU, ÖVP) und die
Liberalen  ihre  Stimmenverluste  an  die  Rechtspopulist:innen  dadurch
auszugleichen, in dem sie sich als stärkere Verfechter:innen der Festung
Europa  zu  präsentieren  versuchen.  Doch  auch  die  Grünen  und
Sozialdemokraten (SPD, SPÖ) stimmen in den Chor aus Abschottung, Krieg,
Militarisierung und Aufrüstung ein. Einig sind sie sich ohnehin alle darin,
dass man im Falle des genozidalen Kriegs in Gaza an der Seite Israels stehen
müsse. Dabei hat die österreichische SPÖ doch dieses Jahr das erste mal seit
langem wieder einen Parteiobmann, der sich positiv auf den Marxismus und
die  Arbeiter:innenbewegung  bezieht?  Der  Linksruck,  den  manche  damit
herbeigesehnt  haben,  blieb  leider  aus.  Vielmehr  gehen die  abgehobenen
Streitigkeiten weiter. Die um einiges rechteren Landeshauptläute schießen
regelmäßig  gegen  Babler,  damit  er  ja  nicht  vergisst,  dass  die
Sozialdemokratie schon lange nicht mehr auf die kleinen Leute schaut. In
Deutschland hat sich der Rechtsruck auch in der Linkspartei ausgedrückt. So
hat sich das „Bündnis Sarah Wagenknecht“ von der Partei abgespalten und
hofft  mit  rechteren Positionen zur Migration und gegen den angeblichen
„Genderwahn“  Wähler:innen  von  der  AfD  zurückzuholen.  Ihr
wirtschaftspolitisches  Programm  wird  in  den  Medien  häufig  als  links
bezeichnet,  steht jedoch in erster Linie nur für eine ein wenig sozialere
Marktwirtschaft, welche angesichts der aktuellen Krise ein utopisches Modell
zu sein scheint.

Wählt die Europäische Linke, aber organisiert
den Widerstand!
Wir rufen euch zur Wahl der Europäischen Linken (Linkspartei, KPÖ) auf. So
finden wir mit ihren Forderungen nach einem Stopp der Privatisierungen und



Kürzungswellen  an  unseren  Schulen  und  Unis,  einem  EU-weiten
Mindetslohn, einem Stopp der Aufrüstungsspirale und legalen und sicheren
Fluchtwege  in  die  EU  noch  die  größte  Übereinstimmung.  Während  die
Linkspartei in Deutschland überhaupt darum kämpfen muss, ins Parlament
einzuziehen zu dürfen, hat die KPÖ in Österreich dieses Jahr mehrere Erfolge
einfahren  können.  Allen  voran  die  Wahl  in  Salzburg,  wo  sie  über  20%
geschafft haben, aber auch für die EU-Wahlen stehen ihre Chancen gut. Die
Parteien der Europäischen Linken eint die Idee von einem sozialeren Europa.
Doch wie diese Forderungen genau umgesetzt werden sollen, insbesondere
wenn sie  auf  den erbitterten Widerstand der  herrschende Klasse  stoßen
werden  –  darüber  schweigt  die  Fraktion.  Doch  dennoch  vereint  sie  die
Illusionen  und  Hoffnungen  der  fortschrittlichsten  Teile  der  europäischen
Arbeiter:innenklasse, der Gewerkschaften, der Klimabewegung auf sich. Mit
diesen müssen wir brechen und den Massen aufzeigen, dass – wie oben schon
näher  erläutert  –  nur  auf  revolutionärem antikapitalistischen  Wege  eine
soziale,  friedliche,  antirassistische  und  ökologische  Vereinigung  Europas
unter kooperativer sozialistischer Planung der Produktion möglich ist.

Doch dafür dürfen wir nicht die kommunistischen Besserwisser:innen am
Gartenzaun  sein.  Unsere  Aufgabe  ist  es  die  richtigen  Forderungen  der
Europäischen  Linken  zu  unterstützen  und  im  gemeinsamen  Kampf
aufzuzeigen,  dass  diese  nicht  auf  parlamentarischem  Wege  und  nur
eingebettet  in  ein  revolutionäres  Programm  durchgesetzt  und  verteidigt
werden können. Die Basis und Wähler:innen dieser reformistischen Parteien
müssen wir dazu auffordern, ihre Führung auf die Probe zu stellen und von
ihnen einen tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen einzufordern. Unsere
Aufgabe ist es, Teil dieses Kampfes zu sein, das reformistische Bewusstsein
in der Klasse zu brechen und ihn anhand unseres Programms auch zum
Erfolg zu führen.

Die  Wahl  von  irgendwelchen  „linken  Kleinstparteien“  wie  DKP,  MLPD,
MERA25, SGP oder auch der Letzten Generation lehnen wir ab. Während
DKP  und  MLPD  versuchen  aus  dem  Friedhof  der  Untoten  des
Steinzeitstalinismus  auszubrechen,  versucht  sich  die  vom  ehemaligen
griechischen  Finanzminister  Varoufakis  gegründete  MERA25  als  einzige



palästinasolidarische Partei zu präsentieren. Sie alle eint jedoch, dass sie
keinerlei Rückhalt in irgendwelchen Teilen der Arbeiter:innenklasse besitzen.
Ihre Wahl hat keinerlei Einfluss auf das Bewusstsein der Klasse, sodass wir
die  Klasse  auch  nicht  erreichen,  wenn  wir  unser  Kreuz  für  ihre
zusammengekleisterten,  reformistischen  und  sektiererischen
Wahlprogramme  machen.

In einer Zeit  in der Wirtschaftskrisen
und  Genozide  zu  unserem  Alltag
gehören, braucht es massenhaften und
organisierten  Widerstand  in  unseren
Schulen und Unis. Einen Zettel in eine
Box  werfen  kann  dabei  maximal  eine
Nebenbeschäftigung sein.

Warum  rückt  die  Welt  nach
rechts?
Von Felix Ruga, April 2024

Wenn wir uns auf  der Welt  umschauen,  läuft  uns ein Schauer über den
Rücken: In Deutschland ist die AfD in allen Landesparlamenten und dem
Bundestag  vertreten  und  stellt  mittlerweile  Bürgermeister,  es  drohen
Mehrheiten bei den Landtagswahlen in Ostdeutschland. Zeitgleich sind alle
Parteien  bis  auf  die  Linkspartei  auf  eine  rassistische  Politik  gegenüber
Geflüchteten eingeschwenkt und wollen sich gegenseitig übertreffen, wer am
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besten  abschieben  kann.  Bundeskanzler  Scholz  höchstpersönlich  sprach
davon, endlich „im großen Stil“ abschieben zu wollen.

Nicht nur in Deutschland hat sich die Lage verschlechtert. Schauen wir in
der Welt umher, sieht’s in anderen Ländern nicht besser aus: Trotz seiner
Niederlage  2020  steht  Trump wieder  für  die  Republikaner:innen  in  den
Startlöchern. Gegen seinen schwachen Kontrahenten Joe Biden hat er gute
K a r t e n ,  d i e s e n  N o v e m b e r  b e i  d e n  U S - a m e r i k a n i s c h e n
Präsidentschaftswahlen  klar  zu  gewinnen.

Georgia Meloni,  die Regierungschefin Italiens,  gehört der Partei  „Fratelli
d’Italia“ an, welche aus einer faschistischen Tradition stammt und sich auf
einen neoliberalen Rechtspopulismus eingestellt hat. Hier wurde kurzerhand
das Bürger:innengeld gestrichen und weitere Angriffe drohen.

Davon kann auch die argentinische Arbeiter:innenklasse ein Lied singen:
Dort unternimmt der selbsternannte „Anarchokapitalist“ Javier Milei gerade
den Versuch, den Staat autoritär umzubauen und mit der Kettensäge den
Sozialstaat zu zerlegen.

Doch dabei hört es nicht auf. Auf dem Großteil der Welt können wir einen
Rechtsruck  verzeichnen.  Von  Europa  bis  zu  den  Philippinen  können  wir
beobachten, wie Rechtspopulist:innen Erfolg haben. Klar ist: Dem Rechtsruck
müssen wir uns entgegenstellen. Aber wie?

Woher kommt der Rechtsruck?

Wenn wir  uns effektiv  wehren wollen,  müssen wir  verstehen,  wie dieser
Rechtsruck zustande kommt. Dazu müssen wir uns anschauen, in was für
einer Welt wir leben.

Um  dies  gleich  zu  beantworten:  Aktuell  leben  wir  im  Stadium  des
Imperialismus. Dieses ist die höchste Stufe des Kapitalismus. Es gibt einen
internationalen  Weltmarkt  samt  einer  internationalen  Arbeitsteilung.
Dadurch  gibt  es  zwei  Formen  von  Ländern:  imperialistische  und
unterworfene.



Aus dem Schulunterricht kennen die einen oder anderen den Begriff  der
„Kolonisierung“.  Damals  gab  es  Länder,  die  offen  andere  Länder,  also
Kolonien,  abhängig  gemacht  haben  –  wirtschaftlich  und  politisch.
Imperialistische Länder machen in einer gewissen Weise das gleiche. Sie
halten unterworfene Länder wirtschaftlich abhängig, jedoch politisch formal
unabhängig, weshalb wie sie Halbkolonien nennen.

Oberflächlich  erscheinen  die  meisten  Halbkolonien  als  eigene  Staaten.
Schaut man sich an, wem die Firmen gehören, welche Zuschüsse der Staat
bekommt und wie verwoben die Beziehungen mancher Politiker:innen sind,
wird klar: Komplett unabhängig agieren die Länder nicht.

Hinzu  kommt die  fortschreitende  Monopolisierung.  Konzerne  fusionieren,
kaufen  auf  und  übernehmen  den  Markt,  während  kleinere  Firmen  und
Händler  verdrängt  oder  aufgekauft  werden.  Das  ist  ein  Prozess,  der
innerhalb  der  kapitalistischen  Produktionsverhältnisse  nicht  gänzlich
aufzuhalten  ist.

Einer kleinen Bäckerei im Dorf ist es unmöglich, in der gleichen Zeit so viele
Brötchen  herzustellen  wie  eine  Bäckereikette  mit  mehr  Maschinen  und
Arbeiter:innen. So wird der Preis der Dorfbäckereibrötchen teurer und mehr
Menschen gehen zur Bäckereikette, weil es günstiger ist.

Dadurch wird zwar die Produktion effizienter und die Zentralisierung legt die
Grundlage für eine demokratische Planwirtschaft, aber die großen Firmen
müssten  dafür  auch  enteignet  werden,  anstatt  sich  in  der  finanziellen
Konkurrenz zu zerfleischen.

Daneben stehen die kleineren Firmen, die Angst haben, ihre Stellung zu
verlieren. Getrieben von der Angst des sozialen Abstieges fangen sie an,
herumzubrül len:  Protekt ionismus,  Nationalchauvinismus,
Standortborniertheit, das sind ihre Forderungen, um sich zu schützen. Kurz
gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten, um nicht ihren Reichtum zu
verlieren, indem sie sich gegen die internationale, arbeitsteilige Struktur des
Gesellschaftssystems stellen.

In diesen Verhältnissen werden die Kapitalist:innen gezwungen, immer nach



einem Weg zu schauen, wie sie mehr Profit anhäufen können. Profit macht
das  Kapital  mit  der  Ausbeutung  der  Arbeiter:innen.  Diese  arbeiten  mit
Maschinen und Rohstoffen, und schaffen ungeheure Werte, wovon sie nur
einen Bruchteil als Lohn bekommen. Durch immer weitere Investitionen in
neue Maschinen werden die Arbeiter:innen aus der Produktion verdrängt und
die  Investitionen werden immer  teurer,  während sich  der  Markt  sättigt,
woraus sich schnell eine Überproduktionskrise entwickeln kann.

Auswege  für  diesen  Prozess  gibt  es  für  Kapitalist:innen  nicht  viele.  Sie
müssen  andere  aufkaufen,  fusionieren  oder  spekulieren.  Sind  alle
Möglichkeiten ausgeschöpft,  wird zu rabiateren Methoden gegriffen.  Dies
kann zum einen durch Sparpolitik und soziale Angriffe auf die Arbeiter:innen
umgesetzt werden, zum anderen durch wirtschaftlichen oder militärischen
Krieg. Die stärkere Kapitalfraktion kann verstärkt in neue Märkte eindringen,
während die Verliererin zurückgelassen wird.

Die Bedeutung der Krise

Der Rechtsruck vollzieht sich verstärkt seit den 2010er-Jahren. Aber wo liegt
der Ursprung der Stärke von AfD und Co.?

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise 2007/08 standen viele Banken kurz vor
dem Bankrott. Viele wurden mit extrem viel Geld gerettet. Die Kosten dafür
haben nicht jene getragen, die viel Geld besaßen. Nein, die Kosten wurden
auf die Arbeiter:innen abgewälzt. Praktisch wurden die Armen noch ärmer
gemacht,  durch  Leiharbeit,  Kürzungen  bei  Sozialleistungen,  sozialen
Einrichtungen  und  so  weiter.

Parteien, die die Stimme dagegen erhoben haben, gab es kaum. Im Kern
Europas haben Sozialdemokrat:innen wie die SPD dabei geholfen, die Kosten
der Krise auf die Arbeiter:innen abzuwälzen. Viele linke Reformist:innen wie
die  Linkspartei  haben  es  verpasst,  kräftig  dagegen  zu  kämpfen.  So
scheiterten  europaweite  Streikversuche  oftmals  an  der  Blockade  durch
Gewerkschaftsbürokratien imperialistischer Nationen.

Aktuell passen sie sich dem Rechtsruck an und versuchen, die Wähler:innen,
die sie an die AfD verloren haben, mit rechter Rhetorik wiederzugewinnen.



Doch  andere  linksreformistische  Parteien,  wie  SYRIZA  in  Griechenland,
haben offen gegen die Sparpolitik der EU mobilisiert und konnten damit
ganze Länder für sich gewinnen. Letztlich mussten sie aber einknicken und
haben damit Verrat begangen.

Diese schwere Niederlage hat heute in doppelter Hinsicht Bedeutung für
uns: Zum einen wurde die politische Linke schwer geschädigt und konnte
sich davon bis heute nicht erholen. Zum anderen konnten die Regierungen
alle neoliberalen Tricks wie Sparmaßnahmen und Sozialabbau ausspielen,
um die Krise abzuwehren. Nun rollt eine neue Krise über uns hinweg, bei der
die alten Tricks ausgeschöpft sind. Deshalb müssen wir mit einem härteren
Kampf rechnen, der sich darum dreht, wessen Kapital nun zerstört wird.

An dieser Stelle haben sich die Rechten mit ihrer „Krisenlösung“ positioniert:
Rückzug in die nationalen Grenzen, zusammen mit einer extrem neoliberalen
Politik,  welche  die  Ausbeutung  verschärft  und  das  nationale  Kapital
bevorzugt, indem Reallöhne und sozial- und arbeitsrechtliche Bestimmungen
abgesenkt werden.

Anstatt  eine  Perspektive  aus  der  globalen  Konkurrenz  herauszuweisen,
erkennen sie diese als unumstößliche Naturgewalt an. Sie stürzen sich mit
einer  Kompromisslosigkeit  hinein,  bei  der  die  Arbeiter:innen
gezwungenermaßen  unter  die  Räder  kommen  werden.  Um  das  zu
verschleiern,  begleiten  sie  das  alles  mit  reaktionären  Ideologien  von
Vaterland  und  Familie.

Was für eine Perspektive haben wir?

Wir müssen das Ganze nicht hinnehmen! Es gibt Wege, dieser tristen Zukunft
zu entkommen. Das Beispiel von SYRIZA zeigt, dass man auch mit „radikalen
Forderungen“ den Rückhalt in der Bevölkerung finden und damit immense
Sprengkraft entwickeln kann.

Als  REVOLUTION  treten  wir  für  eine  antirassistische  Bewegung  ein,
bestehend  aus  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie,  Reformist:innen  sowie
Sozialist:innen, die sich dem Rechtsruck entgegenstellt. Aktuell sind es die
ersteren,  die  einen  Großteil  der  organisierten  Arbeiter:innen  hinter  sich



führen.

Rassismus ist nicht einfach nur so beschissen. Er schwächt auch den Kampf
für das objektive Interesse aller Arbeiter:innen: Anstatt zusammen für eine
bessere  Lebensgrundlage  zu  kämpfen,  bekämpft  man  sich  gegenseitig.
Deswegen ist es wichtig, auch soziale Forderungen aufzustellen, wie nach
bezahlbarem  Wohnraum  oder  Mindestlohn  für  alle.  Diese  Forderungen
müssen konsequent  mit  Antirassismus verbunden werden.  Daneben muss
auch die Frage der Selbstverteidigung aufgeworfen werden.  Denn neben
rassistischen  Gesetzen  gibt  es  auch  Rassist:innen  auf  der  Straße,  die
Migrant:innen und Linke angreifen.

Aber  eine  Bewegung reicht  nicht  aus.  Für  uns  Jugendliche  sieht  unsere
Zukunft  beschissen  aus:  mehr  Ausbeutung,  mehr  Überwachung,  weniger
Freiheiten  und  Perspektiven.  Es  wird  immer  schwerer,  einen
Ausbildungsplatz oder einen Job zu finden, von dem wir leben können, ohne
den  Spießrutenlauf  der  unbezahlten  Praktika  oder  befristeten  Jobs
durchlaufen zu müssen. Für diejenigen, die weiblich, queer, migrantisch oder
geflüchtet sind, ist das Ganze nochmal bedeutend härter.

Nebenbei werden die Ausgaben für Bildungseinrichtungen gekürzt und unser
Selbstbestimmungsrecht über Körper und Sexualität eingeschränkt, oftmals
geleugnet. Deswegen brauchen wir Jugendlichen eine eigene internationale
Organisation  mit  einem  revolutionären  Programm.  Ein  Programm,  das
deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft, Geschlecht, Alter
oder  Sexualität  geben  darf.  Nur  so  können  wir  der  Unterdrückung  von
Jugendlichen, auch in der Arbeiter:innenbewegung selbst, entgegentreten.

Wir müssen die aktuelle Problematik mit einer revolutionären Perspektive
verbinden. Konkret heißt das: Wir beteiligen uns an aktuellen Kämpfen wie
Streiks oder Bewegungen und tragen eine revolutionäre Perspektive hinein,
insbesondere an den Orten, an denen wir uns täglich befinden, wie Schulen,
Unis oder Betriebe.

Nicht nur für Jugendliche brauche es eine Organisation mit revolutionärem
Programm. Uns ist bewusst, dass wir Jugendlichen nicht die einzigen sind,



die unter dem System leiden und dass wir allein nicht das System umwälzen
können.  Für  uns  ist  die  Arbeiter:innenklasse  die  einzige  Kraft,  die  eine
Revolution anführen kann,  wird doch durch ihre schöpferische Kraft  der
Großteil  des gesellschaftlichen Werts produziert,  den sich einzelne privat
aneignen.  Aus  diesem Grund  unterstützen  wir  die  Anstrengungen,  neue
Arbeiter:innenmassenparteien aufzubauen, die offen für ein revolutionäres,
sozialistisches Programm kämpfen.

Politischer  Streik  in
Deutschland:  Wie  kommen  wir
dahin, am 8. März zu streiken?
von Ramona Summ & Valentin Lambert, Fight! März 2024

„Wenn wir streiken, steht die Welt still“. Dieser Slogan untermalte 2018 den
feministischen  Generalstreik  in  Spanien  zum  Internationalen
Frauenkampftag.  Die  spanischen  Frauen  haben  bezahlte  und  unbezahlte
Arbeit  niedergelegt  und  so  ökonomischen  und  gesellschaftlichen  Druck
ausgeübt,  indem hunderte Züge ausfielen,  Straßen blockiert  wurden und
Schulen  sowie  Kitas  geschlossen  blieben.  Auch  in  Deutschland  ist  diese
Parole verwendet worden. Der Unterschied:  Hierzulande wird in der Regel
die  Arbeit  nicht  niedergelegt,  sondern  die  Wut  über  die  alltägliche
sexistische Unterdrückung durch Demonstrationen und Kundgebungen an
die Öffentlichkeit getragen. Diese Aktionen sind wichtig und zeigen, wie viele
Menschen auch hierzulande für Frauenforderungen auf die Straße gehen.
Doch es wirft auch die Frage auf: Wie kommen wir in Deutschland dazu, dass
alles stillsteht? Denn Gründe zu streiken, gibt es allemal.

https://onesolutionrevolution.de/politischer-streik-in-deutschland-wie-kommen-wir-dahin-am-8-maerz-zu-streiken/
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Was möglich wäre
Erinnern wir uns an die Coronapandemie: Während alle ihr Mitgefühl und
Unterstützung durch Klatschen am Fenster oder auf dem Balkon kundtaten,
musste  das  medizinische  Personal  massive  Überstunden  zu  schlechten
Arbeitsbedingungen schieben. Das Gesundheitssystem stand damals vor dem
Kollaps und wird seitdem auch nur durch die Bereitschaft des existierenden
Personals  zusammengehalten.  Von  der  miserablen  Versorgung  bezüglich
Abtreibung  sowie  Häusern  zum  Schutz  vor  Gewalt  ganz  zu  schweigen.
Frauen  sind  die  doppelten  Krisenverliererinnen  und  die  Ungleichheit
zwischen den Geschlechtern hat sich weiter verschärft. Kurzum: Die Liste an
Missständen ist ewig lang. Doch all das muss nicht so bleiben, sondern sind
Dinge,  die  verändert  werden  könnten.  Demos,  Petitionen,  vereinzelte
Proteste reichen jedoch dafür nicht aus. Um den nötigen Druck zu erzeugen,
für feministische Forderungen zu kämpfen, bedarf es eines ökonomischen
Stillstandes. Denn erst wenn die Profite des kapitalistischen Systems nicht
mehr  f l ießen,  wird  eine  polit ische  Kraft  ausgespielt ,  die  die
Kapitalistenklasse  nicht  mehr  ignorieren  kann.

Stellen wir uns jetzt vor, dass der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) mit
seinen 5,6 Millionen Mitgliedern sich dazu entscheiden würde,  für  einen
Streik einzutreten: Es gäbe in tausenden von Betrieben Vollversammlungen,
wo man nicht nur über die Forderungen reden könnte, sondern auch Raum
hätte, darüber zu diskutieren, wie und wo Sexismus im Betrieb sowie in der
Gesellschaft  stattfinden.  Das  würde  nicht  nur  helfen,  die  Forderungen
durchzusetzen,  sondern  auch  einen  Beitrag  leisten,  wie  innerhalb  der
Gesellschaft über antisexistische Themen geredet wird. Wie also kommen wir
dahin?

Ein kurzer historischer Abriss
Während in vielen EU-Ländern politische Streiks rechtlich erlaubt sind und
wir in den letzten Jahrzehnten Generalstreiks in Belgien oder Frankreich
miterleben  konnten,  ist  im  Bewusstsein  der  deutschen  Öffentlichkeit
verankert,  dass  hier  keine  politischen  Streiks,  geschweige  denn
Generalstreiks, möglich sind. Doch woran liegt das genau? Rechtlich ist ein



Verbot von politischen Streiks nicht geregelt. Das Grundgesetz schützt das
Recht zu streiken und auch historisch gab es in der deutschen Geschichte
immer wieder politische Streiks – wenn auch deutlich weniger als in anderen
Ländern. Beispiele dafür sind aus der Vergangenheit der Generalstreik für
die  Beendigung  des  1.  Weltkrieges  1918,  welcher  trotz  Verbots
Hunderttausende  auf  die  Straßen  brachte  oder  der  1948  für  die
Demokratisierung  und  Sozialisierung  der  Wirtschaft.  Doch  auch  in  der
neueren  Geschichte  kam es  zu  Protesten:  1996  gegen  die  Kürzung  der
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall  oder  2007,  als  die  IG Metall  zu  einer
Arbeitsniederlegung  aufgerufen  hatte,  um  gegen  die  Rente  mit  67  zu
protestieren. 2023 sorgte der Schulterschluss zwischen ver.di und Fridays
For Future (FFF) für hitzige Debatten, ob dies denn überhaupt legitim sei
oder nicht schon ein politischer Streik. FFF unterstützte mit der Kampagne
#wirfahrenzusammen  insbesondere  die  Forderungen  des  ÖPNV  in  den
Tarifverhandlungen  des  öffentlichen  Dienstes  und  setzte  auf
Streikkundgebungen  Akzente  und  Forderungen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende.  Woher kommt also die  Annahme,  dass  politische Streiks
verboten sind?

Scheinbares  Verbot  und  Angriffe  auf  das
Streikrecht
Dies leitet sich aus einem Urteil des Freiburger Landgerichts von 1952 ab.
Damals  streikten  Beschäftigte  der  Zeitungsbetriebe  für  mehr  Rechte  im
Betriebsverfassungsgesetz.  Das  Gericht  urteilte  dabei,  dass  die  Streiks
rechtswidrig  sind,  unterstrich  aber  ausdrücklich,  dass  sie  nicht
verfassungswidrig sind: „Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung
für die Freilassung von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten
oder gegen hohe Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische
Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden.“

Das im Grundgesetz festgeschriebene Recht zu streiken ergibt sich aus dem
Artikel 9 Absatz 3. Dort wird geregelt, dass Arbeitskämpfe „zur Wahrung und
Förderung  der  Arbeits-  und  Wirtschaftsbedingungen“  geführt  werden
können.  Ein  Grundrecht  auf  Streik,  losgelöst  von  seiner  funktionalen



Bezugnahme auf  die  Tarifautonomie,  gewährleistet  der  Artikel  allerdings
nicht.  Darüber  hinaus  wurde  in  den  vergangenen  Jahrzehnten  das
Streikrecht  immer  weiter  ausgehöhlt,  während  zeitgleich  die
Arbeitsbedingungen sich verschlechterten durch Privatisierung sowie Ausbau
des Niedriglohnsektors. Beispiele dafür sind das Gesetz zur Tarifeinheit oder
die  diversen  Schlichtungsvereinbarungen,  die  dazu  genutzt  werden,
„Ruhepausen“  in  Streiks  zu  erzwingen.

Kurzum: In Deutschland ist Streikrecht Richter:innenrecht. Ein politischer
Streik ist faktisch möglich. Er ist nicht explizit verboten, bestehende Gesetze
legalisieren jedoch nur Streiks für Tarifverträge. Diese Begrenztheit  wird
jedoch von der internationalen sowie europäischen Rechtsprechung kritisiert
und  Jurist:innen  wie  Theresa  Tschenker  meinen,  dass  die  Grenzen  des
Legalen  z.  B.  verschoben  werden  können.  Zu  Recht  sieht  sie  in  den
Tarifkämpfen um Entlastung der Krankenhausbeschäftigten das Manko, dass
sie nicht am Finanzierungssystem gerüttelt hätten. Dies ist sicher einer der
Gründe,  warum  diese  Bewegung  dem  Kahlschlag  durch  die  jüngsten
Lauterbach’schen Krankenhaus„reformen“ wehr- und hilflos gegenübersteht.
Sie fordert: „Man müsste die Rechtsprechung zum Verbot des politischen
Streiks  herausfordern.  Dazu  bräuchte  es  einen  bundesweiten
Krankenhausstreik … Es müsste klar werden, dass alle Beschäftigten dafür
streiken, dass die Finanzierung geändert wird …“ Auch die Beispiele nach
1952 machen deutlich, dass es eher eine Frage der Entschlossenheit bleibt
als eine der Rechtslage. Hinzu kommt, dass, objektiv betrachtet, selbst ein
existierendes  Verbot  nicht  bedeutet,  dass  man  dieses  bei  massenhaften
Protesten nicht auch kippen könnte – schließlich ist der politische Streik ein
notwendiges Mittel, um Druck auszuüben. Als Marxist:innen lassen wir uns
nicht  von  den  Gesetzen  des  bürgerlichen  Staates  begrenzen  und  die
Rechtsprechung  vertritt  die  Interessen  des  deutschen  Staates  und  des
Kapitals, indem durch Verbot eines Streiks keine Profiteinbußen auf Kosten
der Kapitalist:innen anfallen. Natürlich könnten Konsequenzen drohen, aber
im  Falle  einer  Bewegung  könnten  Repressionen  mit  erneuten  Streiks
abgewehrt  werden.  Was  also  hindert  uns  daran  zu  streiken?



Der Unwillen der Gewerkschaften
Eines  der  häufigsten  Argumente  ist,  dass  die  Gewerkschaften
Schadenersatzforderungen befürchten, wenn sie zu einem Streik aufrufen,
der nicht den rechtlichen Kriterien entspricht. Man sollte meinen, dass der
DGB sich zu wehren wüsste und seine Mitgliedschaft  tatkräftig  dagegen
mobilisieren könnte. Doch so einfach ist das nicht. Denn in der Realität sehen
wir  selbst  bei  bloßen  Tarifrunden  ein  Anbiedern  ans  Kapital  statt
kämpferischer  Streiks,  wie  die  Beschäftigten  bei  den  den  Tarifverträgen
TVöD,  TV-L  ,  der  Post  und  Bahn  am  eigenen  Leibe  gespürt  haben.
Zehntausende Neueintritte zeigten die enorme Kampfkraft,  stattdessen kam
es jedoch zu enttäuschenden Reallohnverlusten bei  den Abschlüssen.  Mit
zahlreichen Trickser- und Zahlendrehereien wird versucht, diese als Erfolge
zu verkaufen. Nullmonate und überlange Laufzeiten, die vorher kategorisch
abgelehnt wurden, wurden auf einmal akzeptiert. Der Informationsfluss, wie
der Abschluss denn zu bewerten sei, läuft einseitig und die Gewerkschaft
behält sich hier ein Informationsmonopol vor. Möglichkeiten, sich über den
Abschluss auszutauschen und gegebenenfalls weitere Schritte zu diskutieren,
gibt es wenig. Der vermeintlich demokratische Prozess zur Befragung aller
Gewerkschaftsmitglieder über das Ergebnis  ist  tatsächlich nicht  rechtlich
bindend.  So  verkommen  die  Tarifrunden  zu  reinen  Ritualen  und  dienen
lediglich der

Abwehr der schlimmsten Verelendung. Aber wieso? Die Verantwortlichen der
Misere sind schnell gefunden. Es ist die Gewerkschaftsbürokratie und deren
Programm der Sozialpartnerschaft.

Wurzeln  der  Bürokratie  und
Sozialpartnerschaft
Die Sozialpartnerschaft  zwischen Gewerkschaften und Unternehmer:innen
sorgt  für  ein  vermeintlich  harmonisches  Miteinander  zwischen
Arbeiter:inneninteressen  und  denen  des  Kapitals  gemäß dem Sprichwort
„zum Sterben zu viel, zum Leben zu wenig“ und basiert auf der Idee der
kapitalistischen  Mitverwaltung.  Reformistische  Politiker:innen  in  den



Führungen der Gewerkschaften, der Betriebsräte in den Großkonzernen, der
SPD, aber auch der Linkspartei setzen in ihrer Politik auf die Strategie der
Zusammenarbeit mit vermeintlich „vernünftigen“ Teilen der herrschenden
Klasse. Letzten Endes versprechen sie an der Regierung, „das größere Übel“,
also noch mehr Entlassungen und Sozialabbau, zu verhindern – und bereiten
damit nur ebendieses vor, indem sie die Klasse spalten und ihre Kampfkraft
schwächen. Die Gewerkschaftsführungen und Betriebsräte spielen dasselbe
Spiel  in  der  Hoffnung,  dass  Lohnverzicht  und  Kurzarbeit  Arbeitsplätze
sichern. Doch zeigt es vor allem eins: dass sie Frieden mit dem Kapitalismus
geschlossen haben, wohingegen die objektiven Interessen der Beschäftigten
dem diametral gegenüberstehen.

Diese  Politik wird von der Gewerkschaftsbürokratie getragen. Dabei gibt es
Momente,  in  denen  sie  gezwungen  ist,  zu  mobilisieren  und  radikal
aufzutreten.  Denn  ihre  Position  ergibt  sich  eben  daraus,  dass  sie  als
Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital fungieren kann – im Interesse
der Beschäftigten Verbesserungen erkämpfen, aber eben nur so viel, dass es
dem  Kapital  nicht  schadet,  um  „den  eigenen  Standort“  und  die
„Wettbewerbsfähigkeit“ zu sichern. Dabei entwickelt sie als bürokratische
Schicht selbst ein materielles Interesse, ihre Rolle als Vermittlerin zwischen
Lohnarbeit und Kapital zu verewigen – und damit auch, die bürgerlichen
Eigentumsverhältnisse zu verteidigen. Dass sie sich etablieren konnte, ist ein
historischer Prozess, den wir an dieser Stelle nicht näher beleuchten können.
Gefördert  wird das aber durch die Extraprofite und Überausbeutung der
halbkolonialen  Welt.  Auch  wenn  es  sicher  Individuen  gibt,  die  es  als
Gewerkschaftssekretär:innen gut meinen – wir können nicht auf den guten
Willen Einzelner  vertrauen – insbesondere nicht, wenn deren Position auf
Überausbeitung von Kolleg:innen in anderen Ländern basiert.

Das  wirft  berechtigterweise  die  Frage  auf:  Kann man sein  Vertrauen in
solche Hände legen? Die klare Antwort lautet: Nein. Doch es hilft nicht, sich
komplett von den existierenden Strukturen der Gewerkschaften abzuwenden.
Schließlich  zeigen die  Beispiele  aus  anderen Ländern,  was  möglich  sein
könnte.  Deswegen  ist  es  notwendig,  die  existierenden  Tarifkämpfe  zu
politisieren  sowie  systematisch  gegen  Gewerkschaftsbürokratie  und



Sozialpartnerschaft  vorzugehen.

Klassenkämpferische  Basisbewegung
aufbauen!
Es  steht  also  an,  den  existierenden  Interessenkonflikt  offenzulegen  und
weiter  zu  politisieren.  Das  kann  beispielsweiseweise  bedeuten,  konkret
aufzuzeigen,  dass unser Geld nicht  weg,  sondern schlichtweg nach oben
umverteilt wurde, wie wir an den Abschlüssen von 2023 sehen. Das Geld, was
dem öffentlichen Dienst fehlt,  ist  nämlich bei  den Rüstungsausgaben der
Bundesregierung zu finden. Gleiches gilt  für antisexistische Forderungen.
Doch was bedeutet das in der Praxis?

Während  #wirfahrenzusammen  zeigt,  wie  Teile  der  Umweltbewegung
versuchen, ein Bündnis mit den Beschäftigten im ÖPNV zu schließen, bleibt
es Aufgabe für die feministischen Strömungen, es ihnen gleichzutun und
beispielsweise  die  Streiks  im  Caresektor  wie  der  Krankenhausbewegung
aktiv  zu  unterstützen.  Bei  all  den  positiven  Momenten,  wäre  es  jedoch
wichtig,  die  Fehler  der  #wirfahrenzusammen-Kampagne  nicht  zu
wiederholen. Das bedeutet, dass man sich nicht von Gewerkschaftsführung &
Co abhängig machen darf, um auch klare Kritik üben zu können für den Fall,
dass beispielsweise die Abschlüsse so enttäuschend ausfallen wie die 2023:

Nein  zu  allen  Gesprächen  hinter  verschlossenen  Türen!
Verhandlungen  sollen  öffentlich  über  das  Internet  übertragen
werden!  Keine Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter  den
Mitgliedern!  Rechenschaftspflicht  und  Wahl  der  Tarifkommission
durch  die  Basis!
Streikleitung  den  Streikenden:  Für  f lächendeckende
Streikversammlungen bei  Streiks  in  den jeweiligen Branchen,  die
bindend entscheiden, wie ihr Kampf geführt wird!

Doch  es  darf  nicht  dabei  bleiben,  Tarifkämpfe  zu  kommentieren.  Auch
innerhalb  von  Gewerkschaften  kommt es  zu  Sexismus,  Rassismus,  sowie
LGBTIA+-Unterdrückung. Deswegen muss auch  – neben dem Kampf zur

https://www.wir-fahren-zusammen.de/


Demokratisierung  der  Gewerkschaften  an  sich  –   darauf  eingegangen
werden. Neben möglichen Quotierungen ist es essentiell, dafür einzustehen,
dass es das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne jede
Bevormundung durch den Apparat  für  gesellschaftlich Unterdrückte gibt.
Darüber hinaus müssen aktiv Mechanismen zum Umgang mit, aber auch zur
Prävention  von  Übergriffen  und  diskriminierendem  Verhalten  erarbeitet
werden  –  denn  bloße  Phrasen  reichen  an  der  Stelle  nicht  aus,  um den
gemeinsamen Kampf zu gewährleisten.

Für das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne
jede  Bevormundung  durch  den  Apparat  für  gesellschaftlich
Unterdrückte:  Frauen,  Jugendliche,  MigrantInnen,  trans Personen,
Schwule  und  Lesben!  Für  den  aktiven  Kampf  zur  Organisierung
dieser  Gruppen  und  gegen  jede  rassistische,  sexistische  oder
homophobe  Diskriminierung!
Für  das  Recht  aller  politischen  und  sozialen  Gruppierungen  (mit
Ausnahme faschistischer und offen gewerkschaftsfeindlicher), sich in
den Gewerkschaften zu versammeln, zu artikulieren und Fraktionen
zu bilden!

Zusammengefasst bedeutet das, dass wir innerhalb der Gewerkschaften eine
klassenkämpferische Basisbewegung aufbauen müssen, die auch bereit ist,
nicht nur als „linke Bürokrat:innen“ Entscheidungen zu treffen, sondern sich
gegen die Bürokratie selbst richtet. Deswegen ist es auch zentral, dass man
dafür eintritt, dass Streik- und Aktionskomittees in Betrieben, an Unis und
Schulen gebildet werden. Diese helfen nicht nur, Proteste stärker im Alltag
zu verankern, sie sowie weitere Aktionen zu planen, sondern sollten letzten
Endes über die Forderungen des Streiks, die Durchführung dessen und den
Fortgang  der  Bewegung  an  sich  entscheiden,  beispielsweise  indem
Delegierte  gewählt  werden,  die  rechenschaftspflichtig  sowie  wähl-  und
jederzeit  abwählbar  sind  –  anders  als  in  bürokratisierten  Gewerkschaften.

Für  die  Wählbarkeit  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  der
Funktionär:innen!  Niemand  darf  mehr  verdienen  als  ein



durchschnittliches  Facharbeiter:innengehalt!

Kämpfe verbinden und zuspitzen!
Kurzum: Auf den ersten Blick sind die Gewerkschaften nicht die liebsten
Bündnispartnerinnen.  Gleichzeitig  können  sie  mächtige  Kampforgane
verkörpern,  um die  eigenen  Ziele  durchzusetzen,  insbesondere  wenn  es
darum geht,  Bewegungen  nicht  nur  anzustoßen,  sondern  zum Erfolg  zu
bringen  und  reale  Verbesserungen  zu  erkämpfen.  Das  ist  jedoch  keine
Zufälligkeit, nichts, was spontan aus dem Moment heraus passiert, sondern
letzten Endes eine Frage der politischen Grundlage. Es ist also an uns, ob wir
d ie  Gewerkscha f ten  in  Ins t rumente  verwande ln ,  d ie  der
Frauenstreikbewegung  dienlich  sind.

Gleichzeitig  wollen  wir  als  Marxist:innen  nicht  dabei  stehen  bleiben,
Bewegungen aufzubauen, sondern glauben, dass Klassenbewusstsein nicht
innerhalb des kapitalistischen Systems verbleiben darf. Ein Kleinkrieg gegen
die Auswirkungen ist nicht ausreichend und wird soziale Unterdrückungen
nicht  beenden.  Stattdessen  muss  gleichzeitig  versucht  werden,  den
Kapitalismus  zu  zerschlagen.  Das  ist  auch  vielen  innerhalb  der
Frauenstreikbewegung  klar.  Wir  treten  deswegen   für  Forderungen  wie
Kollektivierung der Sorge-/Carearbeit, finanziert durch die Enteignung der
Reichen, ein – also solche, die das kapitalistische System an sich infrage
stellen. Unserer Meinung nach kann  mit einem politischen Programm von
Übergangsforderungen  der  Arbeiter:innenklasse  eine  Strategie  und  das
Bewusstsein für die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution vermittelt
werden. Also lasst das Motto „Wenn wir streiken, steht die Welt still“ auch
hierzulande wahr werden! Lasst uns unsere Forderungen in die Frauen- und
Bewegung anderer sozial Unterdrückter hineintragen und einen Frauenstreik
organisieren,  der nicht  an Landesgrenzen haltmacht –  mit  dem Ziel,  der
Wurzel  der  Frauenunterdrückung  –  dem  Kapitalismus  –  den  Garaus  zu
machen!



Anhang: Beispielhaft Streiks

Beispiel 1: Der Kampf gegen die Streichung
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 1996
1996  verfolgte  die  Kohl-Regierung  den  Plan,  die  Lohnfortzahlung  im
Krankheitsfall  zu  kürzen.

Im Kampf dagegen nahmen die Beschäftigten der großen Automobilkonzerne
eine Schlüsselrolle ein, indem sie gegenüber den ursprünglichen, zaghaften
und halbherzigen Ansätzen der IG-Metall-Spitze vorpreschten und die Arbeit
niederlegten.  Neben  der  Wut  und  Entschlossenheit  der  Beschäftigten  in
diesen  Betrieben  war  die  Stärke  gewerkschaftsoppositioneller
Betriebsratsgruppierungen  wie  bei  Daimler  Mettingen  oder  im  Bremer
Mercedes-Werk wichtig, um diese Kampfbereitschaft zur Aktion zu bündeln
und  zu  führen.  Massenaktionen  und  wilde  Streiks  brachten  das
Gesetzesvorhaben  schließlich  zu  Fall.

Beispiel 2: Frauenstreik am 8. März 2017 in
Lateinamerika
2017  kam  es  in  Lateinamerikas  zu  länderübergreifenden  Frauenstreiks.
Ursprung dieser Massenbewegung war die 2015 entstandene Kampagne „Ni
una menos“ („Nicht eine weniger“), die sich gegen misogyne Gewalt, für das
Recht  auf  Abtreibung  und  für  Rechte  Indigener  Frauen  einsetzte.  Die
Bewegung entstand in Argentinien und breitete sich in den folgenden Jahren
in Lateinamerika und darüber hinaus aus. Einen Höhepunkt der Bewegung
bildete  der  länderübergreifende  Frauenstreik  2017.  Er  Streik  wies  eine
breite  gesellschaftliche  Beteiligung  von  Akademikerinnen,  Arbeiterinnen,
Studentinnen und Erwerbslosen auf. Dadurch konnte in Argentinien Druck
auf die Gewerkschaften ausgeübt werden, so dass diese die Forderungen der
Frauen übernahmen und zur Arbeitsniederlegung aufgerufen hatten. Aber
auch in Mexiko, Chile und Uruguay gab es unter anderem große Streiks, wo
Frauen  die  Arbeit  niedergelegt  haben.  Dies  zeigt  uns,  wie  eine  breite
Beteiligung Druck auf Gewerkschaften ausüben kann, feministische Themen



und antirassistische  Themen zusammengebracht  werden  können  und  ein
solcher Kampf auch über Ländergrenzen hinweg geführt werden kann.

Beispiel 3: Un Dia Sin Nosotras – Frauenstreik
2020 in Mexiko
Am 8. März 2020 streikten Frauen in Mexiko unter dem Motto „Un Dia Sin
Nosotras“ (Ein Tag ohne uns) aufgrund der steigenden Geschlechtergewalt
und Femi(ni)zide im Land. Frauen und Gewerkschaften riefen dazu auf, ihre
berufliche und häusliche Arbeit an diesem Tag niederzulegen. Neben den
Demonstrationen  und  Kundgebungen,  gab  es  an  dem  Tag  auch
Versammlungen, Veranstaltungen und Diskussionsrunden, bei denen Frauen
Ihre Forderungen äußern konnten, was zu einer Förderung des Bewusstseins
und  der  Solidarität  beigetragen  hat.  Durch  den  Streik  zeigten  die
mexikanischen Frauen die Wichtigkeit ihrer Präsenz und ihrer Arbeit für die
Gesellschaft und, wie sie in Form eines Streiks Druck auf den Staat ausüben
können.

Rechtsruck, Krise und Lage von
Frauen
von Kai Zumar, Revolution, FIGHT! März 2024

Für Linke, Frauen, queere Menschen, rassistisch Unterdrückte und andere
gesellschaftlich Unterdrückte und Menschen, die in Armut leben, fängt 2024
als gut geölte Rutschbahn in die Hölle an. Der Klimawandel droht nach wie
vor,  unseren  Planeten  buchstäblich  höllisch  heiß  zu  machen.  Mit  der
Wirtschaft geht es bergab, Rechte sind auf dem Vormarsch, und alles scheint
in deprimierender Perspektivlosigkeit zu versinken. Hinzu kommen Kriege
und Auseinandersetzungen weltweit. Es wird weiterhin von einem sinkenden

https://onesolutionrevolution.de/rechtsruck-krise-und-lage-von-frauen/
https://onesolutionrevolution.de/rechtsruck-krise-und-lage-von-frauen/


Produktionsniveau,  Stagnation  und  Rezession,  steigender  Arbeitslosigkeit
und hoher Inflation in Deutschland ausgegangen. Weltweit  sieht es nicht
besser aus,  wie auch der ökonomische Kollaps von Halbkolonien wie Sri
Lanka oder Pakistan verdeutlicht.

Wirtschaftskrise
„Schlechter  war  die  Stimmung  in  diesem  Punkt  zuletzt  im  Jahr  der
Finanzkrise  2009“,  meinte  der  Direktor  des  Instituts  der  deutschen
Wirtschaft (IW) Ende 2023. Dass direkt die Krise 2008/2009 zur Sprache
kommt, ist kein Zufall. Denn die weltweite Wirtschaftskrise, die wir immer
mehr  beobachten  können,  ist  direkte  Folge  dieser  damals  nicht  voll
aufgelösten Krise. Eine massive Blase auf den Hypotheken- und Hausmärkten
war 2008 geplatzt, als sich Rückzahlungsausfälle häuften. In der Folge kam
es zu einer enormen globalen Profitkrise. Doch während es üblicherweise zu
einer Erholung kommen kann, wenn eine Reihe an Firmen pleitegeht und es
damit zu einer Vernichtung (Außerdienststellung) von ihrem fixen Kapital (z.
B. Maschinen) kommt, woraufhin der Anteil an menschlicher Arbeit in der
Produktion  und  damit  die  Profitraten  wieder  steigen,  wurde  diese
Entwicklung  2008/9  aufgeschoben.  Erreicht  wurde  das  durch
Niedrigzinspolitik,  die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen
und  internationale  Koordination.  Losgetreten  und  befeuert  durch  die
Coronapandemie und die Energiekrise rollt die jetzige Krise als Folge dieser
Politik über uns hinweg. Für Frauen hat schon die Pandemie nicht nur einen
unfassbaren Anstieg an häuslicher Gewalt und ein Eingesperrtsein mit ihren
Tätern, sondern auch überdurchschnittlich oft Entlassung und Prekarisierung
bedeutet,  was  sie  zusätzlich  ökonomisch  abhängiger  macht,  als  sie  es
ohnehin  oft  sind.  Hinzu  kam dann noch  eine  heftige  Mehrfachbelastung
dadurch, dass Frauen einerseits besonders oft in „systemrelevanten“ Jobs
und im Gesundheitssystem arbeiten, das ohnehin kaputtgespart ist und wo
sie Ansteckung noch mehr ausgesetzt  sind,  und andererseits,  dass durch
geschlossene  Kindergärten  und  Schulen  sowie  Homeoffice  viel  mehr
Reproduktionsarbeit in den privaten Familienhaushalt und damit die Frau in
eine  reaktionäre  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  gedrängt  wurden.  Die
Rückbesinnung  auf  die  bürgerliche  Kleinfamilie  wirkt  sich  auch  durch



steigende Gewalt gegen LGBTQ+-Menschen aus. Viele von ihnen mussten
lange  Lockdowns  mit  queerfeindlichen  und/oder  gewalttätigen
Familienmitgliedern verbringen und waren gezwungen, sich tief im Schrank
zu verschanzen. statt frei und geoutet zu leben. Für viele trans Personen
bedeutete die Krise des Gesundheitssystems noch längere Wartezeiten oder
die  Aussetzung  von  lebensrettenden  Operationen  und  Behandlungen,
während Schutz- und Therapieangebote weiterhin völlig unzureichend sind.
Wie in einem Spießroutenlauf ging es nach der Zeit der Lockdowns weiter
mit Inflation und einer Krise, die sowohl von ihrem Wesen her als auch in
ihren Auswirkungen weitaus umfassender ist als 2008. Für Frauen, die öfter
in sozialen Bereichen, anderen schlecht bezahlten Jobs und besonders in
einigen  Halbkolonien  überdurchschnittlich  oft  im  informellen  Sektor
arbeiten,  macht eine Inflation von bis zu 8,8% in Deutschland 2023 und
weitaus höher in anderen Teilen der Welt schnell den Unterschied zwischen
gerade noch durchkommen und hungern müssen aus. Besonders, wenn man
dann noch  alleine  Kinder  großziehen  muss.  Auch  queere  Menschen,  die
überdurchschnittlich  oft  arm,  arbeitslos  oder  wohnungslos  sind,  werden
besonders hart von der Krise getroffen. Die Lösungsansätze von 2008 waren
für Arbeiter:innen und gesellschaftlich Unterdrückte nicht viel besser. Doch
sie  jetzt  einfach  zu  wiederholen,  geht  auch  nicht.  Die  mitgeschleppten
Probleme der letzten Krise machen das unmöglich. Die Nullzinspolitik ist
erschöpft, Quantitative Easing hat zu viele Nebenwirkungen, die Kosten sind
nicht  komplett  auf  Arbeiter:innen  abwälzbar  und  die  internationale
Konkurrenz,  entgegenstehende  Kapitalinteressen  und  daraus  entstehende
militärische Konflikte verhindern internationale Koordinierung.

Geopolitische Lage
Solche politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konflikte können wir
gerade  in  großem Ausmaß an  vielen  Stellen  beobachten  –  seien  es  der
Handelskrieg  zwischen  China  und  den  USA,  der  Genozid  gegen  die
Palästinenser:innen  oder  der  immer  noch  andauernde  Ukrainekrieg.  Als
Folge von unsicheren Produktions- und Handelsketten durch die Pandemie
und die globale Rezession verlagern die imperialistischen Zentren wichtige
Industrien des nationalen Kapitals immer mehr in ihre eigenen Einflusszonen



zurück  und  betreiben  so  eine  Politik  des  „Reshoring“.  Das  sehen  wir
beispielsweise  an  der  Wiedereinführung  von  Zollschranken  oder  den
Versuchen  Chinas,  eigene  Alternativen  zu  dem  internationalen
Zahlungssystem SWIFT zu etablieren. Dieses Reshoring äußert sich auch in
vermehrter  imperialistischer  Blockbildung.  In  einer  Welt,  in  der  jede
Ressource und jedes Fleckchen schon von irgendwem/r kontrolliert  wird,
versuchen  einzelne  Kapitalfraktionen  verzweifelt,  während  der  Rezession
ihren Einfluss zu behalten oder auszuweiten,  um sich ihren Platz  in der
internationalen Konkurrenz zu sichern. Zunehmend nimmt dieser Kampf um
die Neuaufteilung der Welt militärische Formen an. Doch viele dieser Kriege
sind  geopolitische  Konflikte  von  Imperialist:innen,  bei  denen  für
Arbeiter:innen nie was drin ist. Von welchem Imperialismus sie unterdrückt
und ausgebeutet werden, macht kaum einen Unterschied. Für sie bedeutet
Krieg die Zerstörung ihrer Lebensgrundlage, oft Nahrungsmittelknappheit,
noch mehr Ausbeutung und, sich für fremde Interessen erschießen zu lassen.
Doch auf Frauen und queere Menschen haben auch Krieg und Flucht oft
noch  extremere  Auswirkungen.  Darum gilt  es,  besonders  Kämpfe  gegen
nationale  Unterdrückung  wie  in  Kurdistan  oder  Palästina  zu
antiimperialistischen,  revolutionären  Befreiungskämpfen  auszuweiten,  in
denen Frauen eine führende Rolle  für  ihre eigene Befreiung einnehmen.
Neben einer allgemeinen Verschlechterung der Lebensbedingungen kommt
es  in  Kriegssituationen  oft  zu  einem enormen Anstieg  an  Gewalt  gegen
Frauen und queere Menschen. Besonders Vergewaltigungen als massenhaft
angewendete, verbrecherische Kriegstaktik, um einer ganzen Bevölkerung
oder  Bevölkerungsgruppe  nachhaltig  zu  schaden,  kommt  fern  von  jeden
Beteuerungen über Menschenrechte und Schutz der Zivilbevölkerung oft vor
(z. B. Ruanda 1994, Nanking 1937, Bosnien und Herzegowina 1992 – 1995).
Konsequenzen hat das für die meisten Täter nicht, obwohl die UNO (erst)
2008 in einer Resolution zu einem sofortigen Stopp von sexueller Gewalt in
der  Kriegsführung  aufrief.  In  dem  UNO-Bericht  dazu  von  2023  wurde
festgehalten,  dass  diese  Verbrechen  weiter  eine  relevante  Rolle  in  der
Kriegsführung  spielen,  im  Kontext  sich  zuspitzender  Konflikte  sogar
zugenommen  haben,  sie  weiterhin  auch  von  UNO-Soldat:innen  ausgeübt
werden  und  nach  wie  vor  die  meisten  Taten  unbestraft  bleiben.  Noch
extremer  als  während  Corona  trifft  auch  der  Zusammenbruch  des



Gesundheitswesens  im  Krieg  Frauen  und  LGBTQ+-Menschen  besonders
stark, nicht nur weil sie häufig in diesem Bereich arbeiten. Oft gehen die
Zahlen von Geburtensterblichkeit drastisch in die Höhe. Dazu kommt, dass
eine Frühwitwenschaft durch Krieg die ohnehin bestehende Altersarmut von
Frauen verstärkt. Auch werden im Krieg oft Kinderbetreuung, Bildung oder
Sozialdienste  ausgesetzt,  wodurch  Frauen  mit  noch  mehr  unbezahlter
Reproduktionsarbeit zurückgelassen werden als sonst. Doch nicht nur die
zuhause  Gebliebenen  haben  es  schwer,  auch  auf  der  Flucht  zeigt  sich
sexuelle  Unterdrückung  gegen  Frauen  und  queere  Menschen.  Etwa  die
Hälfte der über 27 Mio. Menschen, die gerade auf der Flucht sind, sind
Frauen.  Auch  hier  erfahren  sie  häufig  sexuelle  Gewalt  und  tragen
Verantwortung für Kinder und Familien. Auch queere Menschen erfahren oft
Gewalt auf der Flucht.  Die auch nur unzureichenden Schutzversuche der
UNO für geflüchtete Frauen wie die Einrichtung von geschlechtergetrennten
Sanitäranlagen bieten diesen Land erreichen, werden Verfolgungen aufgrund
sexueller Orientierung oder des Geschlechts oft de facto nicht anerkannt.
Rechtsruck Doch auch abgesehen von spezifischer Unterdrückung wird die
Situation für Geflüchtete ja immer schlechter. Die AfD in Deutschland würde
am liebsten wieder die Rassentheorie auspacken und nicht nur Geflüchtete,
sondern  gerne  gleich  alle,  die  kein  „reines,  deutsches  Blut“  haben,
abschieben. Schweden erlässt ein Gesetz, nach dem alle im sozialen Bereich
Arbeitenden  gezwungen  sind,  Menschen  ohne  Papiere,  die  ihre  Hilfe
aufsuchen, an den Staat zu melden. Die EU schafft fröhlich das Asylrecht
nach und nach ab und verweigert Geflüchteten Grundrechte. Es scheint, als
gäbe es keine Ecke mehr auf der Welt, aus der nicht Meldungen über neue
rechte Regierungen oder rassistische Gesetzgebungen kommen. Analog zu
der  Wirtschaftspolitik  des  Reshorings  und  der  Blockbildung  greift  auf
ideologischer Ebene eine neue Welle des Nationalismus um sich. Wir erleben
eine allgemeine Entwicklung nach rechts, die sich aus der Schwäche der
Linken und der Wirtschaftskrise speist. Die Krise führt zu Abstiegsängsten
beim Kleinbürger:innentum und  zur  Prekarisierung  vieler  Arbeiter:innen.
Mangels irgendeiner fortschrittlichen Perspektive wenden sie sich zum Teil
an  Rechte,  die  versprechen,  das  Gefühl,  es  gäbe  zu  wenig,  damit  zu
beantworten, dass halt noch weniger geteilt wird (was faktisch Rassismus
und Umverteilung nach oben bedeutet).  Auch das binnenmarktorientierte



Kapital wendet sich den Rechten zu, die ihre Interessen viel eher vertreten
als die der Kleinbürger:innen oder gar Arbeiter:innen. Es ist also kein Zufall,
dass AfD, Sverigedemokraterna (rechte Regierungspartei in Schweden) oder
die Fratelli d’Italia gerade jetzt so stark sind. Und es ist auch kein Zufall,
dass die  Rechten in  Italien Mussolinis  alte  Parole  „Dio,  patria,  famiglia“
(Gott,  Vaterland,  Familie)  wieder aufwerfen oder die  AfD dafür  ist,  dass
Kinder  die  ersten  drei  Jahre  zu  Hause  von  der  Mutter  betreut  werden,
während  sie  gleichgeschlechtlichen  Paaren  gerne  Kinderkriegen  und
Heiraten  verbieten  würde.

Reproduktionsarbeit
Es ist kein Wunder, dass Krise und Rechtruck mit einer Rückbesinnung auf
die bürgerliche Kleinfamilie und damit Angriffen auf die Rechte von queeren
Menschen  (siehe  Transfeindlichkeit,  besonders  in  den  USA,  Russland,
Großbritannien  …)  und  von  Frauen  (z.  B.  Kürzungen  von  Geldern  für
Frauenhäuser,  Ab�treibungsrecht)  einhergehen.  Denn  die  bürgerliche
Kleinfamilie ist der Ort, an dem im Kapitalismus die Arbeitskraft reproduziert
wird.  Wer  morgens  brav  zur  Arbeit  erscheinen  soll,  wurde  irgendwann
geboren, erzogen und hat Bildung erfahren, braucht einen vollen Magen,
eine saubere Wohnung, in der sie/er leben und schlafen kann, gewaschene
Klamotten etc. Und wer putzt die Wohnung, erzieht die Kinder, kocht Essen,
geht  einkaufen,  wäscht  Geschirr  und  Kleidung?  Frauen  wenden  im
Durchschnitt in Deutschland 52,4 % mehr Zeit für unbezahlte Sorgearbeit
auf (bei 34-Jährigen sind es sogar 110,6 %). Ganz schön praktisch für die
Kapitalist:innen,  die  dadurch  nicht  für  die  Reproduktionsarbeit
verantwortlich sind und mehr Profite machen können. Ideologien wie die
Erzählung von der perfekten Hausfrau und dem umsorgenden weiblichen
Wesen halten diese Arbeitsteilung (bzw. Mehrarbeit der Frauen) genauso
aufrecht wie Regelungen wie z. B. die Bedarfsgemeinschaft für den Empfang
von Sozialleistungen oder Ehegattensplitting. Und besonders in einer Krise
gilt es für die Kapitalist:innen, Arbeitskraft so billig wie möglich, bestenfalls
kostenlos  zu  mobilisieren.  Sexistische  Erzählungen  kommen  darum  in
Krisenzeiten oft mehr auf und rechtfertigen die unbezahlte Hausarbeit und
das Abschieben von Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse. In Deutschland



arbeitet momentan fast die Hälfte aller Frauen in Teilzeit (bei Männern sind
es 12,7 %). In den fünf schlechtest bezahlenden Branchen arbeiten auch
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h  v i e l e  F r a u e n ,  b e i s p i e l s w e i s e  i m
Lebensmitteleinzelhandel mit über 80 %. Von ihnen wird erwartet, dass sie
den Haushalt schmeißen, während sie gleichzeitig der Lohnarbeit nachgehen
müssen, um sich über Wasser zu halten. Die Familie als ökonomische Instanz
wird  so  immer  unattraktiver.  Das  möchten  die  Rechten  gerne  ändern.
Allerdings nicht, indem sie Hausarbeit vergesellschaften und damit Frauen
von  dieser  Doppelbelastung  befreien.  Außerdem  sollen  alle  staatlichen
Unterstützungen  bitte  nur  für  „klassische“  Familienmodelle  (á  la  eine
deutsche  Mutter,  ein  deutscher  Vater  und  deren  leibliche  Kinder)  zur
Verfügung stehen. Doch dieses Beharren auf sexistischen Erzählungen und
der bürgerlichen Kleinfamilie, in der die Frau abhängig vom Mann ist, ist
gefährlich.  Zum  einen  sind  da  die  Mehrbelastung,  die  ökonomische
Abhängigkeit, die mit der Krise noch steigt, und fehlende Selbstbestimmung
über den eigenen Körper sowie die sexuelle Gewalt. Aber da hört es nicht
auf. Frauen werden täglich ermordet, einfach weil sie Frauen sind. Parallel
zum Anwachsen sexistischer Ideologien ist auch die Zahl an Femiziden in den
letzten Jahren immer noch erschreckend hoch. Mehr als 135 Frauen sind es
weltweit  täglich,  die  Dunkelziffer  dürfte  weit  höher  liegen,  zumal  diese
Statistik nur von Morden in der Familie oder Partner:innenschaften ausgeht.
In Deutschland wird etwa jeden dritten Tag ein Mädchen oder eine Frau in
einem  Femizid  ermordet.  2022  wurden  so  viele  Frauen  in  einem  Jahr
ermordet wie noch nie. Österreich ist eines der wenigen Länder, in denen es
regelmäßig sogar mehr ermordete Frauen als Männer gibt. Mehr als 70 %
dieser Morde werden von (Ex-)Partnern begangen. Und auch in Ländern, in
denen die allgemeine Mordrate sinkt, bleibt die Zahl der Femizide laut den
(sehr unzureichenden) Studien relativ konstant. Neben den schon genannten
Gründen, die aus Krise und Rechtsruck erwachsen, kommt hier noch dazu,
dass die Krise auch die gesellschaftliche Position der Männer angreift. Viele
können ihre zugeteilte Rolle als Ernährer und Familienoberhaupt nicht mehr
spielen. Die ökonomische Abhängigkeit wächst und für Frauen und queere
Menschen  wird  es  sehr  schwierig,  den  unter  diesem  Druck  oft
missbräuchlichen Familien- oder Beziehungsverhältnissen zu entfliehen.



Perspektive
So  weit,  so  deprimierend.  Doch  all  diese  Umstände  sind  mehr  als  nur
traurige Fakten. Uns als Revolutionär:innen zeigen sie Zusammenhänge auf,
die wir zu ihrer Bekämpfung unbedingt verstehen müssen. Sie zeigen uns,
dass wir wahrhaftig am Anfang einer „Zeitenwende“ stehen, wie Scholz es
einmal ausdrückte. Und dass es an uns ist, dafür zu sorgen, dass sich die Zeit
im Sinne  der  Arbeiter:innen,  der  Frauen,  queeren  Menschen,  rassistisch
Unterdrückten und all jenen wendet, die keinerlei Interesse am Fortbestehen
des Kapitalismus und seiner Krisen haben.  Gerade in solch umfassenden
Krisen besteht im Rahmen des Möglichen unsere Pflicht und Aufgabe darin,
dem  voranschreitenden  Rechtsruck  und  den  drängenden  Fragen  und
Problemen unserer  Zeit  eine fortschrittliche,  linke Antwort  auf  die  Krise
entgegenzustellen.  Das  bedeutet,  Bewegungen  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenkosten auf  die  Arbeiter:innen aufzubauen und sowohl  Forderungen
gegen  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren  Menschen  (z.  B.
Vergesellschaftung der Hausarbeit) als auch gegen Rassismus (z. B. offene
Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle) aufzuwerfen und miteinander
zu  verknüpfen.  Das  bedeutet,  dass  wir  demokratisch  legitimierte
Selbstschutzorgane  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  brauchen,  die  sich
gegen  Sexismus  und  Rassismus  sowie  rechten  Angriffen  entgegenstellen
können.  Das bedeutet,  dass Frauen und queere Menschen eine führende
Rolle  im  Kampf  um  ihre  eigene  Befreiung  einnehmen  und  gleichzeitig
verstehen müssen, dass unsere vollständige Befreiung im Widerspruch zu
den  Interessen  des  Kapitalismus  steht,  alle  unsere  Kämpfe  sich  deshalb
gegen diese Wurzel unserer Unterdrückung richten müssen. Und vor allem
bedeutet  das  auch,  den  Imperialismus  und  seine  Krisen  als  globales
Phänomen zu betrachten, auf das es nur internationale Antworten geben
kann. In jeder Bewegung gegen Krise, Krieg und Blockbildung müssen wir
dabei  für  einen internationalistischen und antiimperialistischen Charakter
eintreten. Jeden Konflikt, der einen fortschrittlichen Charakter trägt, etwa
die  Verteidigung  Rojavas,  die  Befreiung  Palästinas  oder  den  Sturz  des
iranischen Regimes gilt es, in einen revolutionären Kampf gegen die „eigene“
Bourgeoisie  und  den  Imperialismus  zu  verwandeln,  in  dem  Frauen  und
LGBTQ+-Personen  ihre  Entrechtung  beenden  und  Perspektiven  für  ein



befreites Leben aufwerfen können. Im selben Atemzug gilt es, die Organe
und  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unter  Druck  zu  setzen  und
gegen die Krise zu mobilisieren: Vor allem die Gewerkschaften müssen sich
gegen eine Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen stellen und
fordern,  dass  stattdessen die  Reichen zur  Kasse  gebeten werden.  Es  ist
unsere Aufgabe als Revolutionär:innen, diese Forderungen und Perspektiven
in die aktuellen sozialen Kämpfe zu tragen und gemeinsam für eine Welt
ohne kapitalistische Krisen und Ausbeutung zu kämpfen.

Profit  vs.  Gesundheit  –  beides
geht nicht!
Von Lucia Lo Lasso, Januar 2024

Das deutsche Gesundheitssystem wird international oft bewundert und als
besonders sozial gefeiert. Spätestens seit der Corona-Pandemie sind seine
Schwachstellen aber mehr als deutlich geworden. In diesem Artikel setzen
wir uns mit den grundlegenden Strukturen, deren Problemen und unserer
politischen  Perspektive  für  eine  faire  und  effektive  gesundheitliche
Versorgung  auseinander.

Gesetzliche und Private Krankenversicherung:
Ein 2-Klassen-System
Gesundheit  als  System  lässt  sich  in  Deutschland  nicht  ohne  die
Krankenversicherungspflicht denken. Sie ist die Basis der Versorgung, auf
der  a l les  Wei tere  aufbaut .  Wenn  es  darum  geht ,  s ich  e ine
Krankenversicherung zu suchen, steht einem die Wahl zwischen gesetzlichen
Krankenversicherungen (GKV) oder privaten Krankenversicherungen (PKV)
offen. Zwischen beiden gibt es drastische Unterschiede, wenn es um die
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Qualität der Behandlung geht. Dabei ist die PKV zwar teurer, man bekommt
aber  einfacher  Termine  und  der  Beitrag  steigt  mit  dem  Alter.  Manche
Privatversicherte geraten so in die Lage, dass der Kassenbeitrag zu hoch
wird und sie nur schwer aus der PKV wieder raus kommen.

Bei der GKV hingegen zahlen Arbeitnehmer:innen 14,6% vom Gehalt und
auch  der/die  Arbeitgebende:r  zahlt  etwas  dazu.  Die  Krankenkassen
finanzieren sich also durch Mitgliedsbeiträge. Die GKV ist sozial orientiert,
da der Beitrag einkommensabhängig ist und durch das Solidaritätsprinzip
hilft – unabhängig davon, wie viel man zahlt, bekommen alle Versicherten die
gleiche  Leistung.  Die  lässt  allerdings  im  Vergleich  zur  PKV deutlich  zu
wünschen übrig.   Die Gründe für die ungleiche Behandlung liegen unter
anderem im Vergütungssystem.

Eine von der Hans Böckler Stiftung geförderte Studie zeigt, dass für eine
medizinisch im Grundsatz gleiche Leistung ein:e niedergelassene:r Ärzt:in
von der Privatversicherung durchschnittlich das 2,28-fache der Vergütung
erhält, die von der gesetzlichen Kasse gezahlt wird. 

Ein anonymer Arzt äußerte sich dazu in der Münchner Tageszeitung mit der
Aussage, dass das derzeitige Abrechnungssystem ihn dazu zwinge, gesetzlich
Versicherte wie „Holzbanktouristen“ zu behandeln, da er allein von seinen
Privatpatient:innen lebe. Außerdem böten viele Ärzt:innen, vor allem in der
Zahnmedizin, gesetzlich versicherten Patient:innen gar nicht die gesetzlich
erstatteten  Behandlungsformen,  also  die  Regelversorgung  an.  Dadurch
müssen Patient:innen teilweise riesige Summen für  Zahnersatz  stemmen,
ohne über die Alternativen informiert zu sein.

Für  Menschen  ohne  Papiere,  deutsche  Stattsbürger:innen  ohne
Krankenkasse, Asylsuchende und in zunehmendem Maße EU Bürger:innen,
die  keinen  Krankenversicherungsschutz,  also  einen  Nachweis  der
Krankenversicherung  vorweisen  können,  ist  der  Zugang  zum
Gesundheitssystem kaum oder gar nicht möglich. Obwohl sie über rechtliche
Ansprüche auf  Leistungen verfügen,  werden diese Menschen im Moment
unvollständig und unentgeltlich in humanitären Parallelstrukturen versorgt.



Als  Asylbewerber:in  zum Beispiel  ist  der  Kostenträger der  medizinischen
Versorgung nicht die GKV, sondern das Sozialamt, bei dem vor dem Besuch
in der Praxis ein Behandlungsschein beantragt werden muss. Untersucht und
behandelt wird man nur, wenn man akut krank ist, unter Schmerzen leidet
oder schwanger ist.

Ohne  Rücksicht  auf  Gehalt  und  Aufenthaltsstatus  sollte  medizinische
Versorgung  für  alle  Menschen  überall  zugänglich  sein.

Diskriminierung im Behandlungszimmer
Diskriminierung  kann  beabsichtigt,  allerdings  auch  ohne  schlechte
Intentionen stattfinden. Sie kann durch einzelne Personen (also direkt) oder
durch Strukturen oder unterschwellige Mechanismen verursacht sein,  sie
kann offen oder unsichtbar und von den betroffenen Personen unbemerkt
ablaufen – relevant ist der für die Betroffenen entstehende Schaden.

Beim Zugang, aber auch während der gesundheitlichen Versorgung, kommt
es  zu  Diskriminierungen.  Betroffene  berichten  dabei  beispielsweise  über
abwertende  Kommentare  oder  Ungleichbehandlung  aufgrund  ihrer
Behinderung,  Geschlechtsidentität,  des  Gewichts  oder  der  ethnischen
Herkunft  beziehungsweise  aus  rassistischen  Gründen.

Vor  dem Hintergrund der  Corona-Pandemie  und der  Überlastung in  der
Gesundheitsversorgung hat eine Studie des DeZIM (Deutsches Zentrum für
Integrations-  und  Migrationsforschung)  in  einer  Reihe  von  Umfragen
untersucht,  nach  welchen  Kriterien  Menschen  in  Deutschland
Coronapatient:innen für eine lebenswichtige Behandlung auswählen würden,
sollten die Beatmungsgeräte auf den Intensivstationen knapp werden. Die
Ergebnisse zeigen, dass die Mehrheit der Befragten die wahrscheinlichste
Überlebenschance von Coronapatient:innen als wichtigstes Auswahlkriterium
erachtet,  falls  die  Intensivstationen  an  ihre  Kapazitätsgrenzen  gelangen
sollten. Allerdings wurde auch deutlich, dass Migrant:innen ohne deutsche
Staatsbürgerschaft eine etwa 10 Prozent geringere Wahrscheinlichkeit als
deutsche Staatsbürger:innen haben, von der Bevölkerung für ein Intensivbett
ausgewählt  zu  werden.  Eine  ebenfalls  starke  Diskriminierung  erfahren



Menschen  ohne  Kinder  und  Menschen  mit  Vorstrafen.

Auch  jenseits  der  Pandemie  zeichnen  sich  deutliche  gesundheitliche
Unterschiede für rassifizierte und migrantische Communitys ab. So wird eine
höhere Krankheitslast durch nichtübertragbare Erkrankungen wie Diabetes
Typ II, Bluthochdruck, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs sowie psychische
Erkrankungen für afroamerikanische Communitys in den USA, aber auch für
migrantische Communitys in Europa festgestellt.

Ein beharrlicher, struktureller Fall ist der mangelnde barrierefreie Zugang
zu  Gesundheitsleistungen  für  Menschen  mit  Behinderungen,  aber  auch
sprachlich  erhöhen  Barrieren  das  Diskriminierungsrisiko  in  der
Gesundheitsversorgung, zum Beispiel für Patient:innen, die Deutsch nicht als
Muttersprache sprechen und somit Schwierigkeiten damit haben, über die
bürokratische Sprachbarriere hinweg an das System zu kommen.

Pharmalobby & Korruption
Deutschland, das Land der Medikamente. 114.000 Menschen arbeiten in der
Pharmaindustrie,  jedes  Jahr  erwirtschaften  deutsche  Pharmakonzerne
Umsätze bis zu 40 Milliarden Euro. Obwohl die Pharmakonzerne auch sehr
viele Ausgaben für die Forschung und Erforschung haben; bleibt doch immer
ein guter Gewinn hängen. Die Pharmalobby setzt sich dafür ein, dass das
auch so bleibt.Die Pharmalobby setzt sich dafür ein, dass das auch so bleibt.

Dafür  beschäftigt  die  Pharmaindustrie  Lobbyist:innen,  die  sich  in  Berlin
darum  kümmern  sollen,  dass  die  dort  besprochenen  Gesetze  möglichst
vorteilhaft  für  die  Industrie  sind.  Die  Lobbyist:innen  wirken  indirekt  an
Gesetzen mit,  sie beraten Politiker:innen und sind generell  sehr aktiv im
Hintergrund. In Deutschland haben sie ein leichtes Spiel, sie müssen kein
Verbrechen begehen, um ihren Willen zu bekommen. Das liegt daran, dass
sie nicht nur die Politiker:innen beeinflussen, sondern auch diejenigen, die
entscheiden, welche Medikamente verschrieben werden. 

2015 zahlten Pharmakonzerne 575.000.000 Euro an rund 70.000 Ärzt:innen,
die Dunkelziffer liegt mit Sicherheit höher. Das Geld war unter anderem für



Dienstreisen,  Forschungsaufenthalte,  neue  Gerätschaften  in  Praxen,  also
Dinge, die auch den Patient:innen Gutes tun. Das Geld wurde aber auch für
Anwendungsbeobachtungen  gezahlt.  Der  Begriff  hört  sich  sehr
wissenschaftlich an, so soll er sich auch anhören. Expert:innen stimmen dem
allerdings nicht zu. Wenn Ärzt:innen von einem Konzern Geld bekommen, um
ein  bestimmtes  Medikament  zu  verschreiben und zu beobachten,  welche
Nebenwirkungen  bei  den  Patient:innen  auftreten,  ist  es  eine
Anwendungsbeobachtung. Unter dem Deckmantel der Wissenschaftlichkeit
sind diese Beobachtungen vor allem Marketinginstrumente, um die eigenen
Medikamente in den Markt zu drücken und die Ärzt:innen durch die Zahlung
von Honoraren zu beeinflussen und an den Konzern zu binden. 

Laut Recherchekollektiv Corrective legt nur jede:r vierte Ärzt:in Zahlungen
offen auf, die er oder sie von Pharmafirmen erhält. Kein Gesetz verbietet es
Ärzt:innen, Leistungen von Pharmakonzernen entgegenzunehmen. Natürlich
sind  nicht  alle  Ärzt:innen  bestechlich,  dennoch  gibt  es  dieses  Problem,
welches erst dann gelöst werden kann, wenn etwas gegen die Pharmalobby
getan wird, die in der Politik weitgehend beteiligt ist

Ärzt:innenmangel
Das  dritte  Problem  mag  sich  banal  anhören,  ist  allerdings  sehr
ausschlaggebend, denn was wäre das System ohne Ärzt:innen? Vor allem auf
dem Land ist der Ärzt:innenmangel ein prägnanter Faktor, dessen Folgen
nicht zu unterschätzen sind. Dort kann es durchaus sein, dass die nächste
Fachärztin 50km entfernt ist und auch Termine bei Hausärzt:innen sind nicht
leicht  zu bekommen.  Das liegt  zum einen daran,  dass  Ärzt:innen in  den
Ruhestand gehen oder wegen dem niedrigeren Gehalt ungern auf dem Land
arbeiten,  denn  dort  sind  durchschnittlich  mehr  gesetzlich  versicherte
Patient:innen als privat versicherte. Zum anderen zeigt sich der Ruf in die
Stadt momentan in allen Bereichen, nicht nur im Gesundheitswesen. In der
Folge kommt es dazu, dass alte Leute dann häufig gar nicht zur Ärztin gehen,
da sie die lange Fahrt nicht antreten können, was starke Auswirkungen auf
die  Gesundheit  haben  kann.  Nicht  nur  auf  dem  Land  mangelt  es  an
Ärzt:innen,  auch  in  öffentlichen  Krankenhäusern  ist  Personalmangel  ein



großes Problem. 

Das Personal steht unter hoher Belastung und die Bezahlung ist im Vergleich
geringer als bei einer Privatpraxis. Eine Umfrage der „Ärztegewerkschaft
Marburger Bund“ gab bekannt, dass Krankenhausärzt:innen durchschnittlich
zwischen 60 und 79 Stunden in der Woche arbeiten und das auch noch häufig
in 24 Stunden Schichten ohne Schlaf. Das hat leider auch Folgen für die
Qualität  der  dort  stattfindenden  Behandlungen.  Die  Allgemeine
Ortskrankenkasse (AOK) hat ausgerechnet, dass die Wahrscheinlichkeit, im
Krankenhaus durch einen Behandlungsfehler zu sterben fünfmal höher ist,
als  bei  einem Verkehrsunfall  umzukommen. Expert:innen sagen,  dass die
hohe Arbeitsbelastung damit zusammenhängt.

Auch in der Pflege gibt es einen ernstzunehmenden Personalmangel, da der
Beruf eine hohe Arbeitsbelastung mit wenig Wertschätzung und Gehalt mit
sich  bringt.  Im sogenannten  Care-Sektor  sind  es  immer  noch  vor  allem
Frauen, die diese Berufe ausüben und zusätzlich zur privaten Hausarbeit
ausgebeutet  werden.  Dazu  kommt  noch,  dass  Deutschland  einen
demographischen Wandel erlebt. Immer mehr alternde Menschen sind auf
die Hilfe von immer weniger jüngeren angewiesen.

Obwohl das deutsche Gesundheitssystem eines der besten weltweit ist, heißt
das nicht, dass alles perfekt ist. Sowohl für die Patient:innen, also auch für
die Arbeiter:innen gibt es noch viel zu erkämpfen!

Rekommunalisierung aller Einrichtungen im Gesundheitsbereich unter Kontrolle
der  Beschäftigten,  PatientInnen und BewohnerInnen!  Nur  so  kann letztendlich
auch der Lobbyismus gestoppt werden.
Für die Vergesellschaftung der Hausarbeit und Schluss mit weiblicher, prekärer
Care-Arbeit in Krankenhäusern & Pflegeheimen!
Die  privaten  Krankenkassen  abschaffen,  immerhin  sind  bereits  90%  der
Versicherten (!) GKV-PatientInnen. Auch die restlichen 10% der privat Versicherten
sollten dem Solidaritätsprinzip beitreten, welches alle Menschen gesundheitlich
versorgen muss.
Arbeitszeitverkürzung für alle – bei vollem Lohn- und Personalausgleich: Verteilung
der vorhandenen Arbeit auf mehr Schultern! Einführung der 30-Stunden- und Vier-
Tage-Woche als erster Schritt!



Aufbau von mehr Personal im Gesundheitsbereich entsprechend dem Bedarf!
Finanzierung der Forderungen durch höhere Besteuerung der Reichen!
Für  eine  revolutionäre  Streikbewegung  im  gesamten  Gesundheitssektor,  vom
Pflegeheim  bis  zu  den  Produktionen  von  Arzneimitteln!  Vollversammlungen  &
Streikkomitees in den Betrieben sind der erste Schritt zur Organisierung!

Wahlen  der  Niederlande  –
Rassismus als Programm
von Mate Granate, Januar 2024

In  den  Nieder landen  war  bei  den  vergangenen  Wahlen  d ie
Rechtspopulistische Partij voor de Vrijheid (Partei für die Freiheit), kurz PVV,
die stärkste Kraft mit 23,6%. Inhalte dieser Partei sind unter anderem die
Begrenzung  von  Einwanderung  und  ein  härteres  Vorgehen  gegen
„Kriminelle“, außerdem warnen sie vor der „Islamisierung der Niederlande”.
Parteiführer und einziges offizielles Mitglied ist Geert Wilders, welcher unter
anderem wegen Diskriminierung bereits verurteilt wurde. Seit der Gründung
2006 fiel die Partei immer wieder durch rechtsradikale Forderungen auf,
2009  forderten  sie  beispielsweise  eine  „kopvoddentaks“,  also  eine
Kopftuchsteuer, wobei angemerkt werden sollte das natürlich jenes Wort die
herablassende Variante des eigentlichen Wortes ist. Bei dieser soll jede Frau,
die ein Hijab trägt,  eine Lizenz erwerben müssen welche jährlich 1000€
kosten soll. Andere Forderungen der Partei sind beispielsweise ein 5–Jähriger
Einwanderungsstop  für  Muslime,  ein  Verbot  des  Qur‘An  oder  auch  eine
ethnische Registrierung aller Einwohner:innen und somit eine rassistische
Einteilung von Menschen unabhängig von ihrer Staatsbürger:innenschaft.

Parteigründung und Geert Wilders
Vor der Gründung war Geert Wilders Mitglied der rechtsliberalen Volkspartij
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voor Vrijheid en Democratie (Volkspartei für Freiheit und Demokratie), kurz
VVD.  Auch  bevor  er  die  deutlich  rechtere  PVV gründete,  gab  es  schon
rechtspopulistische und migrationsfeindliche Parteien welche sich aber alle
wieder nach einiger Zeit  auflösten. Bei der Wahl 2002, also der vor der
Gründung der PVV, erhielt die rechtspopulistische Lijst Pim Fortuyn aus dem
Stand die zweitmeisten Stimmen. Die Liste zerfiel aber nach kurzer Zeit da
Fortuyn kurz vor den Wahlen ermordet wurde und sich die Führung dadurch
häufig änderte. Nachdem Wilders 2004 die VVD verließ blieb er als Groep
Wilders,  eine Einmannfraktion,  Abgeordneter.  Bei  den ersten Wahlen der
PVV 2006 erhielt die Partei dann 5,9%, also neun Sitze im Parlament.

Doch warum gewinnt die Partei  so stark an
Zulauf?
Auch in den Niederlanden wächst die Unzufriedenheit der Bevölkerung in
Folge von Inflation, niedrigen Löhne und erschwerten Arbeitsbedingungen.
Zudem kommt auch ein traditionalistischer Konservativismus wie er am Fest
Sinter  Klaas  besonders  deutlich  wird.  Dieses  beinhaltete  früher
standartmäßig das massenhaft Menschen Blackfacing begingen, was jedoch
geändert  werden  sollte.  Dies  führte  zu  einem  großen  Aufschrei  in  der
niederländischen Bevölkerung.  Sehr vielen fehlt  das  Verständnis  weshalb
dieses  traditionelle  Begehen des  Festes,  was  ähnlich  zu  Weihnachten  in
Deutschland ist, rassistisch ist und so fühlten sich so als wolle man es ihnen
generell wegnehmen, was natürlich nicht der Fall war. Trotzdem konnten
gerade dieses sowie ähnliche Themen von den Rechten zur Polarisierung
genutzt  werden.  Dazu  werden  wie  in  Deutschland  auch  Menschen  mit
Migrationshintergrund, Geflüchtete und Muslime zum Sündenbock der durch
den Kapitalismus verursachten Probleme gemacht, um die berechtigte Wut
der  Massen  von  den  eigentlichen  Verursacher:innen  der  Krise,  den
Manager:innen  und  Aktionär:innen,  wegzulenken.

Bisherige Regierung
Die Niederlande ist eine Konstitutionelle Monarchie, das heißt, dass es zwar
einen König gibt doch dessen Amt im Grunde nur representativ ist. Er muss



jedoch den Niederländischen Ministerpräsidenten ernennen, dieses Amt ist
zu  vergleichen  mit  dem eines  Präsidenten  wie  in  anderen  Staaten.  Die
Bisherige Regierung bildete das Kabinett Rutte IV, bei dem Mark Rutte aus
der  VVD,  den  Ministerpräsidenten  stellte.  Neben  der  rechtsliberal-
konservativen VVD waren auch die linksliberalen Democraten 66 (D66), die
Christdemokraten  CDA  und  die  calvinistische  ChristenUnie  Teil  der
Regierung. Die Regierung zerbrach nach einer Diskussion über den Nachzug
der  Familien  von  in  den  Niederlanden  lebenden  Geflüchteten  und  am
07.07.23  wurde  der  vollständige  Rücktritt  des  Kabinetts  beim  König
eingereicht.  Auch schon vorab erhielt  Rutte viel  Kritik dafür dass er der
niederländischen Arbeiter:Innenklasse viele Versprechungen machte, diese
aber nie einhielt, außerdem wurde er kritisiert er kümmere sich nicht genug
um die arme Bevölkerung. Dies sind Kritikpunkte die absolut berechtigt sind,
die jedoch ein Rechtspopulist wie Wilders genauso wenig lösen kann oder
auch nur will wie die AfD die Probleme der armen ostdeutschen Bevölkerung,
ganz  im Gegenteil,  wie  wir  es  zur  Zeit  in  Italien  sehen sind  es  gerade
Rechtspopulist:innen die Arbeiter:innen und Arme massiv angreifen.

Ein  weiterer  Punkt  weshalb  die  niederländische  Bevölkerung  Misstrauen
gegenüber  Rutte  hatte  war  die  “Toeslagenaffaire”  (Zuschlagsaffäre).  Bei
diesem Skandal  Ende  2020  ging  es  darum,  dass  der  Staat  zu  Unrecht
Beihilfen  zur  Kinderbetreuung  zurückforderte.  Die  Familien  die  hierbei
fälschlicherweise  des  Sozialbetrugs  beschuldigt  wurden,  waren
hauptsächlich  Familien  mit  Migrationshintergrund.  Durch  diesen  Skandal
trat Anfang 2021 das Kabinett Rutte III zurück.

Zusammengefasst  kann  also  gesagt  werden,  dass  Rutte  in  der
Niederländischen Bevölkerung vor allem wegen seiner Lügen sowie für seine
generelle  liberale  Politik,  die  einzig  und  alleine  den  Reichsten  der
Niederlande  diente,  immer  unbeliebter  wurde.

Doch warum gewann dann Wilders der genau die selbe wenn nicht gar eine
noch schlimmere Politik  im Interesse der Reichen und gegen die Armen
betreiben  wil l ,  nur  dazu  noch  ummantelt  mit  Rassismus  und
Rechtspopulismus,  die  Wahl  und  kein  progressiver  Kandidat?



Und die niederländische Linke?
Die ist, wie auch in den meisten anderen Ländern stark am Schwächeln. Den
Menschen ist durchaus klar dass auch eine “Linke” Regierung ihnen keine
wirkliche Alternative bieten kann und nichts weiter ändern wird als hier und
da die eine oder andere marginale Kleinreform zu machen, den Mindestlohn
etwas zu erhöhen, ein paar mehr Sozialwohnungen zu bauen. Doch sie kann
und will  das Problem nicht bei der Wurzel packen und den Kapitalismus
substantiell  angreifen.  Im Gegenteil  steht zu befürchten dass sich in der
derzeitigen  Krise  auch  eine  „linke“  Regierung,  aus  „realpolitischer
Notwendigkeit“, zu einem neoliberalen Sparkurs, und somit einer weiteren
Verschlechterung  der  Lebensbedingungen  der  Massen,  bewegen  lassen
würde.

Die stärkste linke Partei, GroenLinks (GrünLinks), ist linksliberal und steht
somit auch ideologisch klar hinter dem Kapitalismus und wird sicher nicht
die  nötigen  Mittel  zur  Lösung  der  Krise  ergreifen  und  eben  diesen
bekämpfen. Doch das ist es,  was es auch für einen konsequenten Kampf
gegen Diskriminierung braucht, für einen Kampf gegen Rechtspopulist:innen
wie Wilders!

Denn nur so, in dem sie den Kapitalismus überwindet, kann sich die Welt aus
der  andauernden  Krise  befreien  und  so  auch  die  Menschen  mit  ihr,
Kapitalismus  ohne  Unterdrückung  kann  nicht  funktionieren!  Das
kapitalistische System ist darauf ausgelegt so viel Profit wie nur möglich zu
erwirtschaften und das ist nur möglich auf dem Rücken anderer, auf dem
Rücken von Arbeiter:innen. Darum müssen sich diese in den Niederlanden so
wie in Deutschland, unabhängig von Herkunft, ethnischer Zugehörigkeit oder
Religion, zusammenschließen um gemeinsam die Krise zu lösen und dabei
Rechtspopulist:innen wie Wilders, Weidel oder Le Pen davon zu jagen, die
ihnen nichts als Lügen und Hetze anzubieten haben! In den Niederlande wie
in Deutschland – Kampf dem Rechtsruck, für eine revolutionäre Partei des
Proletariats!

Wir fordern:



Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Eine antirassistische Massenbewegung mit Verankerung an den Schule, Unis und
Betrieben!
Konsequente  Aufarbeitung  der  Kolonialgeschichte  der  Niederlande,  für  die
Abschaffung des Königreichs.
Kampf der PVV, heißt Kampf dem Kapital! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und Arbeiter:innenklasse!

Treuhand,  Troika,  Schwarze
Koffer  –  Ein  politisches
Nachwort an Wolfgang Schäuble
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Die Bundesrepublik trauert, Wolfgang Schäuble, über mehrere Jahrzehnte
einer ihre politischen Köpfe, ist am 26.Dezember im Alter von 81 Jahren
verstorben. Von 1972 bis zu seinem Tod war er Mitglied des Bundestags für
die  CDU.  Die  bürgerlichen  Zeitungen schreiben  Deutschland  habe  einen
„Scharfen  Denker“  verloren,  selbst  Linkspartei  Abgeordneter  Dietmar
Bartsch sprach von dem Tod eines „Großen Demokraten“ mit dem er zwar
nicht immer einer Meinung gewesen war, den er aber offensichtlich dennoch
stark respektierte. Doch wer war Wolfgang Schäuble wirklich und für welche
Politik stand er? Und warum weinen wir diesem langjährigen Verwalter des
Deutschen Imperialismus keine Träne nach?

Schäubles Politische Grundsätze
Als  CDU-Politiker  stand  Schäuble  in  politischen  Fragen  für  eine
rechtskonservative Politik, die sich einerseits auf einen hart durchgreifenden
Staat und andererseits auf eine neoliberale Wirtschaftspolitik stützt. So trat
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Schäuble in seiner Funktion als Innenminister für eine massive Stärkung der
Befugnisse  der  Polizei  sowie  Vereinfachung  der  Einschränkung  von
Grundrechten ein,  im Interesse der  „Sicherheit“  versteht  sich.  Für diese
Sicherheit,  vor  allem mit  Betonung auf  den Schutz  der  Bevölkerung vor
Terrorismus,  rechtfertigte  er,  neben  dem  massiven  Ausbau  von
Überwachung,  auch Versuche den Einsatz  der  Bundeswehr im Inland zu
vereinfachen.  Uns  jedoch  ist  klar  um wessen  Sicherheit  es  bei  solchen
Maßnahmen  tatsächlich  geht:  Die  des  Kapitals  vor  unzufriedenen
Arbeiter:innen.

Für  das  deutsche  Kapital  setzte  sich  Schäuble  auch  als  Finanzminister
weiterhin enerigsch ein und forcierte eine neoliberale Wirtschaftspolitik. Mit
Fug  und  Recht  kann  er  als  der  politische  Vater  der  „Schwarzen  Null“
bezeichnet werden auf die sich heute Lindner bezieht wenn er einen Grund
für massive Sozialkürzungen braucht, da er es war der die Schuldenbremse
zur  Staatsräson machte.  Auch Nationalismus war  bei  Schäuble  durchaus
groß geschrieben,  wobei  er besonders bemüht war den Spagat zwischen
anhaltendem  deutschen  Nationalismus  und,  für  das  deutsche  Kapital
sinnvollem,  Bezug  auf  die  EU  zu  vollziehen  in  dem  er  betonte,  dass
europäische Zusammenarbeit  wichtig und notwendig sei,  man dabei aber
seine Heimatliebe nicht verlieren solle. Zusammenfassend kann man sagen,
dass  Schäuble  politisch  so  ziemlich  genau  „die  CDU“  wiederspiegelte,
deftiger rechtskonservativ als Merkel und mit weniger Hang zum Populismus
als Merz. Während uns also klar sein sollte, dass Schäuble eine Politik vertrat
die  nicht  nur  unseren  Grundsätzen  sondern  eigentlich  auch  denen  von
Dietmar Bartschs  Linkspartei  fundamental  widerspricht,  schauen wir  uns
noch an wozu diese Politik in der Praxis geführt hat.

Die Abwicklung der DDR
Schäuble wird vor allem als eines immer wieder gefeiert: Als Architekt der
deutschen  „Wiedervereinigung“.  Das  liegt  vor  allem  daran,  dass  er  als
Innenminister der BRD damals stark in die Verhandlungen über die genaue
Form  des  Anschlusses  der  DDR  an  die  Bundesrepublik  involviert  war.
Entsprechend fällt ihm auch Verantwortung für eben diese zu, so für die



Annektion  des  Territoriums  der  DDR  anstelle  von  einer  „echten“
Wiedervereinigung mit einer verfassungsgebenen Versammlung für den dann
entstehenden neuen deutschen Staat so wie auch für die radikale und rabiate
Abwicklung der DDR Volkswirtschaft durch die Treuhand.

Richtiger wäre es,  Schäuble nicht als  Architekten der Wiedervereinigung
sondern der Treuhand zu betiteln. Eben jenes Organs dass dafür sorgte dass
die Volkseignen Betriebe der DDR zu Billigpreisen an Westinvestor:innen
verkauft,  oder  direkt  abgewrackt,  wurden  und  entsprechend
hunderttausende wenn nicht Millionen Ostdeutsche arbeitslos wurden und
mangels  einer  Perspektive  ihre  Heimat  verlassen  mussten.  Ein  bewusst
herbeigeführte Verfall der in Ostdeutschland noch immer spürbar ist und
auch  das  politische  Klima  nachhaltig  prägt.  Für  das  deutsche  Kapital
hingegen war die Treuhand hingegen ein absoluter Glücksgriff, man konnte
die  Konkurrenz  aus  dem  Osten  entweder  einfach  ausschalten  oder  zu
Spottpreisen  übernehmen  und  somit  seine  eigene  Produktion  ausweiten.
Auch für den Deutschen Imperialismus, also das deutsche Gesamtkapital,
schuf die Annektion des ehemals konkurrierenden Arbeiter:innenstaates eine
massiv verbesserte Position die ihm langfristig die Hegemonie in Europa und
die Wiederkehr alter Weltmachtsträume herbeiführen sollte.

Korruption – Rolle in Parteispendenaffäre
CDU-Politiker:innen neigen bekanntlich grundsätzlich dazu den Rahmen der
legalen Korruption so gut es geht auszureizen, siehe jüngst Maskendeals und
windige Geschäftsbeziehungen nach Aserbaidschan, in den 90er Jahren trieb
es die CDU jedoch zu weit: Eine massive Spendenaffäre flog auf, prominent
dabei  war  auch  Fraktions-  und  Parteivorsitzender  Wolfgang  Schäuble.
Insgesamt hatte die CDU in den 80er und 90er Jahren 2,1 Millionen D-Mark
an Parteispenden an der offiziellen Kasse vorbei gewirtschaftet und dabei
dafür gesorgt,  dass die Spender anonym blieben. Dabei ist  es zumindest
wahrscheinlich,  dass  auch politische Entscheidungen unter  Beeinflussung
dieser Spendenzahlungen getroffen wurden, wobei die Spender aufgrund von
Helmuth Kohls Schweigegelübte ihnen gegenüber noch immer nicht gänzlich
bekannt sind. Bekannt ist jedoch die Verwicklung Schäubles in die Affäre. So



nahm  er  persönlich  100.000  Euro  in  bar  von  dem  Rüstungslobbyisten
Karlheinz Schreiber entgegen und gab sie an die Partei weiter die dieses
Geld  als  „Sonstige  Einnahmen“  vermerkte.  Diese  100.000  waren  aller
Voraussicht  nach  angedacht  als  Bestechungsgeld  um  im  Gegenzug  ein
Rüstungsprojekt in das Schreiber involviert war zu genehmigen. Inoffiziell
räumte Schäuble seine Mitverantwortung in der Affäre ein in dem er dem
öffentlichen Druck nachgab und Fraktions- sowie Parteivorsitzender abgab.
Seine politische Karriere beendete dies jedoch nicht, er wurde in der ersten
Merkel-Regierung erneut als Innenminister eingesetzt. Und auch in seinem
Nachruf  interessiert  es  bürgerliche  Parteien,  Medien  und  auch
Linksparteipolitiker  Bartsch scheinbar  wenig dass  Schäuble  sich von der
Waffenlobby bestechen lassen hat.

Troika  –  Die  planmäßige  Verarmung
Griechenlands
Während er bei Annektion und Abwracken der DDR nur einer von mehreren
Akteur:innen  war,  erwies  Schäuble  dem  neu  erstarkten  Deutschen
Imperialismus  als  Finanzminister  einen  weiteren  Dienst,  dieses  Mal  in
Eigeninitiative. So war er es der im Interesse des deutschen Bankkapitals,
dass einer dominante Rolle in der EZB einnimmt,  die griechische Politik
unter  das  Troika-Diktat  stellte  und  dafür  verantwortlich  war  dass
Griechenland  mittels  eines  de  facto  Wirtschaftskrieges  dazu  gezwungen
wurde  jegliche  von  eben  dieser  Troika  gestellten  Forderungen  zu
akzeptieren. Die Folgen für Griechenland waren fatal und prägen das Land
noch immer massiv, proletarische und kleinbürgerliche Massen verarmten da
Lohnkürzungen und der Abbau von Arbeitsrechten erzwungen wurden. Die
ehemals staatliche Infrastruktur Griechenlands, sei es in Form von Bahn,
Häfen oder Krankenhäusern wurde zwangsprivatisiert und dabei häufig zu
Billigpreisen  an  ausländische  Investor:innen  verscherbelt.  Nicht  wenige
starben gar an den Folgen dieser Politik, etwa durch das kaputt gemachte
Gesundheitssystem oder beim Zugunglück von Tembi. Griechenland wurde
von  einem  ehemaligen  Juniorpartner  der  imperialistischen  EU  zu  einer
Halbkolonie vor allem des deutschen Imperialismus, der neben dem Gewinn
von  lukrativem  Optionen  für  seinen  Kapitalexport  auch  eine  Exempel



statuieren  konnte  um andere  verschuldete  oder  anderweitig  ökonomisch
schwächelnde  Länder  davon  abzuhalten  in  der  EU  gegen  deutsche
Kapitalinteressen  zu  agieren.  Während  für  die  finale  Niederlage  des
griechischen Proletariats, das einen heftigen Kampf gegen den ökonomischen
Terror  der  Troika  führte,  der  Verrat  Syrizas  verantwortlich  ist,  ist  es
Schäuble der die politische Verantwortung dafür trägt, dass es überhaupt
soweit kam in dem er den Plan entwickelte das verschuldete Griechenland
mittels  ökonomischer  Erpressung zu  einem radikalen  Neoliberalismus  zu
zwingen.

All dies verdeutlicht eines klar: Für uns ist Wolfgang Schäuble ist ganz sicher
kein  „großer  Demokrat“  und  wenn  denn  nur  ein  „scharfer  Denker“  des
deutschen Imperialismus, weshalb wir sicherlich nicht um ihn trauern. Er
stand wie wenig andere für die Politik des Deutschen Imperialismus der
letzten  Jahrzehnte.  Auch  steht  er  wie  kaum  ein  zweiter  für  die
rechtskonservative  Union  als  bevorzugte  Regierungspartei  des  deutschen
Großkapitals.  Für  Arbeiter:innen und Jugendliche ist  sein  Tod also  nicht
bedauerlich  und  wir  verstehen  es  auch  sehr  gut  wenn  manch  eine:r  in
Griechenland sich ein freudiges Lächeln bei der Nachricht von Schäubles Tod
nicht verkneifen konnte.

Kohle  für  die  Chefs,  Krise  für
alle Anderen! Die Deutsche Bahn
& der Kapitalismus
Von Lia Malinovski, Dezember 2023

Verspätungen, Zugausfälle, Umleitungen, Störungen. Steht man mal länger
an einem Hauptbahnhof in Deutschland, erschrickt man fast, bei der Zahl der
Pro-bleme,  die  im Minutentakt  durch die  Lautsprecher  an die  Fahrgäste
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durchgesagt werden.

Im Jahr 2023 waren bis 11.12. weniger als 65% der Züge im Fernverkehr
„pünktlich“, im Dezember sogar weniger als 50%! Als pünktlich gelten in der
Statistik  Züge,  die  weniger  als  6  Minuten  später  als  geplant  in  einem
Bahnhof  oder Haltepunkt halten.  Auch werden in der Statistik  nur Züge
gezählt,  die überhaupt gefahren sind.  Die Gründe für Verspätungen sind
ganz unterschiedlich: sei es die marode Infrastruktur, seien es die vielen
Bau-stellen, teilweise auch der Personalmangel; sie alle haben gemeinsam,
dass sie vor 30 Jahren, vor der Bahn-reform, kaum bis gar nicht existierten,
schon gar nicht in diesem Ausmaß.

Marode Infrastruktur, Personalmangel, usw. –
ein kapitalistisches Problem!
Es ist  das Jahr 1994, die Deutsche Bundesbahn (BRD) und die Deutsche
Reichsbahn (DDR) fahren parallel zu-einander. Nach der Annexion der DDR
durch die BRD wollte man das Eisenbahnsystem vereinheitlichen und eine
gesamtdeutsche Eisenbahn aufbauen. Außerdem wollte man Wege suchen,
die  massive  Verschuldung  der  Bahn  aufzulösen.  Geboren  war  das
Eisenbahnneuordnungsgesetz,  durch  das  die  beiden  Staatsbahnen,  ganz
entsprechend  des  radikal  neoliberalen  Grundsatzes  der  Zeit,  zu  einer
privatwirtschaftlich  organisierten  Aktiengesellschaft  werden  sollten.
Ursprünglich sollte die so neu geschaffene Deutsche Bahn AG (DB) an die
Börse gehen. In den Führungsetagen der DB gab es nun Überlegungen, wie
das zu bewerkstelligen ist: Man entschloss sich dazu, viele Mitarbeitende zu
entlassen, Geld an allen Orten zu sparen, wo es ging, keine neuen Fachkräfte
auszubilden.  Man tat  also  das,  was  alle  Konzerne  tun,  wenn sie  wieder
schwarze Zahlen schreiben wollen.

Die Rechnung dafür dürfen wir heute bezahlen: Das fehlende Geld in der
Infrastruktur  macht  sich  bemerkbar,  viele  Streckenabschnitte  wurden
eingestampft,  die  Kapazität  von  noch  mehr  Streckenabschnitten  lässt  zu
Wünschen  übrig,  im  Winter  frieren  Weichen  ein  und  sind  nur  noch
eingeschränkt bis gar nicht befahrbar, Stellwerke sind völlig veraltet. Das



Fehlen von Fachkräften wird auch immer sichtbarer: In den nächsten Jahren
werden viele verbeamtete Kolleg:innen in allen Bereichen in Rente gehen, es
gibt  aber kaum fertig  aus-gebildete Arbeiter:innen.  Es klafft  eine riesige
Lücke zwischen der Generation, die noch vor 1994 verbeamtet wurde und
bald geht, und der neuen Generation, die noch ausgebildet werden muss. Bei
der S-Bahn Ham-burg zum Beispiel bestehen die Azubi-Lehrgänge für die
Lokführer:innen aus  etwa dreimal  so  vielen Menschen wie  noch vor  3-4
Jahren. Folge sind Raumprobleme, eine Abnahme der Ausbildungsqualität
und  teilweise  völlige  Planlosigkeit.  Und  das  bei  einem  der  wenigen
Unternehmen, das noch schwarze Zahlen schreibt und entsprechend zwar
mehr schlecht als recht,  aber dennoch, in der Lage ist,  auf die Krise zu
reagieren!  Wie  es  in  anderen  Bereichen  aussieht,  kann  man  sich
entsprechend  vorstellen.

Bonuszahlungen & Haushaltskrise
Die Vorstände der DB, Richard Lutz, Martin Seiler, Evelyn Palla und wie sie
nicht  alle  heißen,  bekommen  wahrscheinlich  eine  Bonuszahlung
ausgeschüttet  –  wofür  weiß niemand so genau.  Für die  Pläne,  die  Bahn
weiter  zu  zerschlagen?  Für  die  unfassbar  schlechten  Statistiken?  Fürs
Ignorieren der Beschäftigten? Für das Ab-wenden eines 50 Stunden-Streiks
der EVG? Für die gescheiterten Verhandlungen mit der GDL?

Es gäbe tausend Gründe, diese Zahlungen nicht auszuschütten. Nicht nur
dass  sie  ihren Job ganz offensichtlich nicht  im Sinne der  Bahn machen,
sondern aus-schließlich für den Profit, sondern auch, dass sie so frech sind,
uns zu erzählen,  sie  würden sich gut  um ihre Mitarbeitenden kümmern,
obwohl sie vor allem mit fragwürdigen Aktionen auffallen. Dazu kommt, dass
die Bundesregierung mit dem Geld für den Klimafonds auch Projekte der
Bahn finanziell  unterstützen wollte.  Dieses Geld fällt  jetzt  wahrscheinlich
weg. Während also an allen Ecken und Enden Geld fehlt, sollen die Vorstände
plötzlich Millionenbeträge bekommen. Ein Schlag ins Gesicht für alle, die bei
der Bahn arbeiten, auf sie angewiesen sind oder einfach nur wollen, dass sie
in einem guten Zustand ist!



Geld in Personal und Infrastruktur, statt in die
Taschen der Bosse!
Die Bonuszahlungen sollten an die Mitarbeitenden der Eisenbahnen gehen:
Sie baden die Probleme aus, die die Vorstände verursacht haben! Das Geld
sollte in die In-frastruktur, ins Personal, in die Fahrzeuge gehen, an-statt in
die Taschen der Vorstände, die nur durch das Kaputtsparen und Zerstören
der Eisenbahn auffallen!

Insbesondere für diese Ziele müssen Eisenbahner:innen einstehen:

Weg mit den Bonuszahlungen an die Vorstände der DB! Nutzt das
Geld, um die marode Infrastruk-tur auszubessern! Für eine Planung
der Infrastruktur, die nicht nach Profit strebt, sondern im Sinne der
Fahrtüchtigkeit der Eisenbahn, auch einen Blick auf die Klimakrise
wirft!
Stoppt  die  Zerschlagung  der  Deutschen  Bahn!  Für  die
Z u s a m m e n l e g u n g  a l l e r  E i s e n b a h n v e r k e h r s -  u n d  -
infrastrukturunternehmen zu EINER staat-lichen Eisenbahn!
Für  den  massiven  Ausbau der  Eisenbahninfra-struktur,  sowie  der
Möglichkeiten der  Ausbil-dung!  Für  mehr  Räume,  kleinere  Azubi-
Klassen, mehr Ausbildungsplätze insgesamt!

Lage  der  Gewerkschaften  –  für  EINE
Verkehrsgewerkschaft!
Die Gewerkschaften werden diese Forderungen aber nicht aufnehmen. Nicht
mal Anteile davon. Weder die EVG noch die GDL werden tatsächlich für eine
Eisenbahn kämpfen, die ihrem Anspruch gerecht wird. Die GDL, die aktuell
in der Tarifrunde steckt, findet die weitere Zerschlagung der DB super. Sie
erhofft sich, dadurch ihre Stellung zu verbessern. Die EVG findet es zwar
grundsätzlich falsch, dass die Eisenbahn weiter zerschlagen werden soll, hat
sich aber beispielsweise in der letzten Tarifrunde nicht darum gekümmert,
die Forderung nach einem Stopp der weiteren Zerschlagung in den Kampf



mit  einfließen  zu  lassen.  Der  Grund  dafür  dürfte  sein,  dass  die
Gewerkschaftsführung kein Interesse daran hat, dass die bisherigen Kämpfe
der Beschäftigten einen politischen Charakter bekommen könnten. Denn das
würde bedeuten, dass sich eine große gesellschaftliche Bewegung rund um
die  Frage  der  Eisenbahn  bilden  könnte.  Es  wären  die  besten
Voraussetzungen vorhanden, die Klimabewegung und die Beschäftigten zu
verbinden, und die EVG hätte große Mühe, die Beschäftigten im Sinne der
Sozialpartner:innenschaft wieder einzufangen.

Deshalb  müssen  wir  eine  antibürokratische  Bewegung  innerhalb  der
Gewerkschaften aufbauen! Wir müssen in die aktuelle Tarifrunde der GDL
diese  Forderungen  hin-eintragen  und  für  ihre  Umsetzung  kämpfen!  Wir
müssen die EVG auffordern, sich mit den Streiks der GDL zu solidarisieren,
kämpft die GDL doch aktuell für wichtige Ziele, die den Arbeitsalltag stark
verbessern und den Beruf der Eisenbahner:in deutlich attraktiver machen
würden.

Und  wir  müssen  für  e ine  gemeinsame  und  demokrat i sche
Verkehrsgewerkschaft  kämpfen,  haben  alle  Eisenbahner:innen  doch  die
gleichen  Probleme  und  müssen  das  Versagen  des  Staates  und  des
Vorstandes,  aber  auch  der  Gewerkschaftsführungen,  ausbaden…  Gleiche
Probleme  benötigen  gemeinsame  Antworten!  Also  Schluss  mit  dem
Konkurrenzdenken  und  für  einen  gemeinsamen  Kampf  al ler
Eisenbahner:innen!  Innerhalb  der  Gewerkschaften  und  der  Belegschaft
müssen  wir  al-so  kämpfen  für:

Umsetzung  der  Forderungen  der  GDL!  Für  einen  unbefristeten
Erzwingungsstreik,  der  erst  mit  der  vollständigen  Erfüllung  der
Forderungen endet!
Für  eine  antibürokratische  Bewegung  in  EVG und  GDL!  Für  die
demokratische  Kontrolle  über  Forderungen,  Streiks  und
Verhandlungen  durch  die  Beschäftigten!
Für  eine  gemeinsame,  demokratische  Verkehrs-gewerkschaft!
Schluss  mit  der  Spaltung  in  der  Be-legschaft  und  für  einen
gemeinsamen  Kampf  aller  Eisenbahner:innen  in  allen  Bereichen!


